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Einleitung 
Föderative Systeme zerlegen politische Zuständigkeiten regional. Soweit 
Probleme als grenzüberschreitend wahrgenommen werden, kann ihre 
Bearbeitung entweder auf der nächsthöheren Ebene angesiedelt werden 
(hierarchische Koordination) oder sie kann der freiwilligen Kooperation 
unterschiedlicher politischer Einheiten überlassen bleiben, wobei es sich 
um Kooperation von Einheiten der gleichen Ebene (horizontale Politikver-
flechtung) oder mehrerer Ebenen (vertikale Politikverflechtung) handeln 
kann. Die Koordination auf frei williger Grundlage, durch Verhandlungssy-
steme, weist gegenüber hierarchischer Koordination etliche Probleme auf, 
die sie als insgesamt zweitbeste Lösung erscheinen lassen können. Das 
grundlegende Problem besteht in der Identifikation einer überhaupt kon-
sensfähigen Agenda (vgl. Scharpf, Kapitel 3 in diesem Band). Ein weite-
res Problem, das begrifflich, wenn auch nicht unbedingt aus der Perspek-
tive der Akteure, als Problem des zweiten Schritts separiert werden kann, 
besteht in der Beantwortung der Verteilungsfragen, die auch eine konsen-
tierte Agenda noch offen läßt: Angenommen, man habe diejenigen Vorha-
ben identifiziert, die einzeln - gegebenenfalls durch Ausgleichszahlungen -
oder in Koppelung die Realisierung eines Zustandes erlauben, der der 
Ausgangslage pareto-überlegen ist. Im allgemeinen ist damit die Alternati-
ve noch nicht eindeutig bestimmt, da man dem Status quo - bildlich 
gesprochen - normalerweise zunächst nur eine Verteilungsgerade gegen-
überstellen kann, jedoch noch keinen bestimmten Punkt auf dieser Gera-
den. Oie Einigung auf einen bestimmten Punkt auf dieser Geraden, ~l~o 
die Einigung auf eine bestimmte Aufteilung des Ertrages der unstnttlg 
erwünschten Kooperation, ist potentiell strittig. ln welcher Weise dieses 
Problem, die Aufteilung von Kooperationsgewinnen, in föderativen 
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Systemen bewältigt wird bzw. bewältigt werden kann, soll im folgenden 
genauer untersucht werden. 
1 Problemaufriß 
Als Beispielsfall dient die Kooperation zwischen dem Bundesland H~~­
burg und den angrenzenden niedersächsischen und schleswig-hols.teim: 
sehen Landkreisen und Gemeinden. 1 Die Gegenstände, um die es h1erbe1 
geht, sind: Grenzüberschreitende Koordination der Wasserversorgung, 
Kanalisierung, Müllbeseitigung; Standortentscheidungen für D~pon~e~, 
Kraftwerke, Kläranlagen; die Unterhaltung und Nutzung von Spezialkhm-
ken, Sonderschulen, Theatern, Museen, Universitäten; regionaler Straßen-
bau und Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV); schließlich das, was 
die Beteiligten mitunter als "regionale Arbeitsteilung" bezeichnen - soll 
jede politische Einheit die Widmung von Flächen für Naherholung, Wo~­
nungsbau, Gewerbeansiedlung etc. in ein lokal ausgewogenes VerhältniS 
bringen oder soll ein gemeinsames Konzept erarbeitet werden, das auch 
regionale Spezialisierungen enthält? Alle genannten Themen sind region~­
ler Natur, also vom Inhalt der Kooperationsprobleme her gesehen klassi-
sche Stadt-Umland-Probleme; zugleich jedoch überschreiten diese Proble-
me im speziellen Fall Ländergrenzen, stellen also Kooperationsprobleme 
zwischen dem Bundesland Harnburg und den Bundesländern Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein dar . 
. In all diesen Fällen gibt es Netto-Erträge2 abgestimmten Handeins-
dann besteht das KooperationspotentiaL Zugleich gibt es in der Regel 
keinen Mechanismus, der das Problem der Ertragszurechnung und ~as 
Problem der Ertragsaufteilung in dem Sinne entschärft wie dies etwa 1m 
T~usc? unter Wettbewerbsbedingungen der Fall ist. Viel eher kann die 
Situation als analog der Situation unter Monopolisten beschrieben werden: 
Unter Wettbewerbsbedingungen ist die Verteilungsdimension der Koopera-
2 
~~s Mat~rial stanunt aus der Studie Scharpf/ Benz (1991)· soweit aus Interviews 
Zitiert Wird d di · ' f . , wer en e mtemen Codierungen angegeben; vgL auch Scharp 
(Kapitel 3) und Benz (Kapitel 5 in diesem Band). 
Netto-Ertrag: Nutzenante'l · ß · · · .. d d r 
. I mmus eitrag. Bet den metsten Geo-enstan en e 
KooperatiOn um die e h' h · . . <=> • d' r E . ' 8 ter ge t, wtrd eher dte Beitragsaufteilung Je zu 
ntscheidung anstehende Seite sein. 
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tion für die Tauschpartner überhaupt nicht mehr sichtbar (ein Punkt auf 
der Verteilungsgeraden wird durch die als exogen wahrgenommenen 
Marktpreise fixiert), während im Tausch zwischen Monopolisten über 
die Verteilung durchaus zu verhandeln ist (es gibt keinen exogen be-
stimmten Aufteilungspunkt, sondern bestenfalls eine begrenzte Umgebung 
dieses Punktes). Da über die Aufteilung des potentiellen Kooperationser-
trages ausdrücklich entschieden werden muß, stellen sich den Akteuren 
zwei Probleme: Zum einen muß identifiziert werden, was und wieviel 
aufgeteilt werden kann; zum anderen muß entschieden werden, wie aufge-
teilt werden soll. 
Die Identifikation und Zurechnung von Kooperationserträgen ist für 
die hier betrachteten Gegenstände der Kooperation unterschiedlich schwie-
rig: Manchmal resultieren Erträge ganz direkt - und dementsprechend 
unumstritten - aus den physischen Eigenschaften eines Vorhabens, so 
etwa bei der Wasserversorgung; manchmal resultieren sie aus Eigenschaf-
ten der jeweiligen Produktionsfunktion, so etwa, wenn es um die optima-
le Größe öffentlicher Einrichtungen wie Kraftwerken oder auch Universi-
täten geht; manchmal schließlich liegt keineswegs unmittelbar auf der 
Hand, ob Erträge anfallen und worin sie bestehen, sondern sie können 
nur im Rahmen von "Theorien" bestimmt werden- das gilt für alles, was 
hier unter dem Stichwort "regionale Arbeitsteilung" aufgeführt wurde. 
Ebenfalls unterschiedlich einfach ist die Bestimmung der Kosten von 
Vorhaben: In den einfachsten Fällen sind die Kosten schlicht die Bereit-
stellungskosten (das gilt wiederum für die Wasserversorgung), in schwie-
rigeren Fällen bestehen sie auch in den Kosten des Verzichts auf konkur-
rierende Optionen (das gilt etwa für eine Müllverbrennungsanlage, wenn 
die Müllverbrennung grundsätzlich umstritten ist), in den schwierigsten 
Fällen bestehen sie ausschließlich im Verzicht auf konkurrierende Optio-
nen (das gilt für regionale Spezialisierung von Flächenwidmungen). Schon 
die grundsätzliche Bestimmung von Kosten und Erträgen ist also mit 
unterschiedlich großen Problemen behaftet. Würden Kosten und Erträge, 
obwohl bisweilen schwer dingfest zu machen, wenigstens regional homo-
gen anfallen, so träfen die Meß- und Gewichtungsprobleme alle Beteilig-
ten gleich. Das ist jedoch nur ausnahmsweise der Fall. Wo im~er Stan~­
ortentscheidungen zu fällen sind, stellt die Standortwahl auch eme Vertei-
lungsentscheidung dar - manchmal ist das als gemeinsam notwendig 
Erachtete lokal unerwünscht (Deponien etc.), manchmal ist es lokal über 
das allgemeine Maß hinaus erwünscht (Kliniken, Museen etc.), manchmal 
ist zwar nicht vorab unmittelbar evident, wie es mit der lokalen Inzidenz 
100 Kapitel 4 
steht, jedoch liegt schon definitionsgemäß fest, daß sie inhomogen ist 
("regionale Arbeitsteilung"). 
Die Meß-, Gewichtungs- und Zurechnungsprobleme auf der Ertrags-
seite und auf der Kostenseite sorgen dafür, daß da~i eingangs angespro-
chene Verteilungsproblem nur in wenigen Fällen ein wohldefiniertes 
Problem ist. Die Schwelle, die überschritten werden muß, damit es zu 
Kooperation kommt, ist sicherlich um so niedriger, je geringer die Identi-
fikationsprobleme sind. Diesen unterschiedlichen Hemmschwellen der ~o­
operation stehen die vorab identifizierbaren Anreize zur Kooperation 
gegenüber. Auch hier nehmen sich unterschiedliche Materien recht unter-
schiedlich aus. 
Der klassische Mindestanreiz zur Kooperation besteht im Ausschluß 
der Kooperationsunwilligen nicht nur von den Kosten, sondern auch von 
den Erträgen der Kooperation. Das gilt grundsätzlich auch hier. Da es 
jedoch Kollektive sind, um deren Kooperation es geht, muß geklärt wer-
den, auf welcher Ebene Kooperationserträge anfallen und auf welcher 
Ebene Ausschluß praktiziert werden kann. Nicht jede Konstellation enthält 
angemessene Kooperationsanreize. 
Die geringsten Schwierigkeiten bereitet das Thema "regionale Arbeits-
teilung": Erträge fallen zunächst auf der Kollektivebene an, der Ausschluß 
Kooperationsunwilliger von den Erträgen der Kooperation findet auf ganz 
unproblematische Weise statt - wenn abgestimmtes Handeln nicht zustan· 
de kommt, entstehen keine Erträge. Unter Anreizgesichtspunkten nicht 
problematischer ist eine Reihe von Gegenständen, für die der Ausschluß 
auf Kollektivebene wirksam wird, obwohl Individuen als Nutzer auftreten 
- etwa Wasserversorgung, Kanalisierung, Deponien, Kläranlagen. Es spielt 
dabei keine Rolle, daß die eigentliche Nutzung auf der nächsttieferen 
Ebene stattfindet - mit einer Gebietskörperschaft werden alle ihre Mitglie-
d~r ausgeschlossen. Viel komplizierter ist die Lage, wenn die Nutzu.n.g 
emer Maßnahme unmittelbar durch Individuen stattfindet und die pohtt· 
~eben Ein?eiten, denen diese Individuen angehören, gar nicht unmittelb~ 
m Erschemung treten. Hier ist eine Fallunterscheidung angebracht, dte 
folgende Merkmale der Konstellation verwendet: Zum einen kann eine 
öffentliche Leistung standortspezifisch oder standortunspezifisch sein · 
das bedeutet, daß eine Art "Quasi-Ausschluß" auf der Ebene der politi· 
s~he~ Einheiten möglich bzw. unmöglich ist; zum anderen und unabhän-~~g. h~ervon kann eine öffentliche Leistung individuellen Ausschluß bzw. md~vtduelle Diskrimination erlauben oder nicht erlauben. Es entstehen 
drei theoretisch interessante Kombinationen: 
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Wenn die .. Maßnahme Standortspezitisch ist (Beispiele: Straßenbau, 
Streckennetz OPNV, Krankenhäuser - wegen Wegekosten), ist es nicht 
entscheidend, ob auf der individuellen Ebene Diskrimination möglich oder 
unmöglich ist. Der Ausschluß (genauer: der oben angesprochene "Quasi-
Ausschluß") kann nach wie vor auf der "richtigen"· Ebene, der Ebene 
der politischen Einheiten angewandt werden - die Kooperationssituation 
ist nicht viel problematischer als die bisher betrachteten Situationen. 
Wenn die Maßnahme standortunspezitisch (weil Wegekosten irrelevant 
sind oder nicht ins Gewicht fallen) und individuelle Diskrimination un-
möglich ist (Flughäfen, Nutzung des Straßennetzes bzw. des ÖPNV, 
Universitäten), liegt der typische Grenzfall problematischer Kooperation 
vor- uneingeschränktes Trittbrettfahren politischer Einheiten ist grund-
sätzlich möglich. 
Wenn schließlich die Maßnahme standortunspezifisch und individuelle 
Diskrimination zumindest technisch möglich ist (Sonderschulen, Spezial-
krankenhäuser, Museen, Theater), entsteht die interessanteste Konstellation 
-der Ausschluß ist möglich, trifft aber nicht die politischen Einheiten, 
sondern individuelle Nutzer. Es ist nun unter Anreizgesichtspunkten si-
cherlich angemessen, die Nutzer für den "privaten" Teil individuell bezah-
len zu lassen (Gebühren etc.), der "öffentliche" Teil hingegen sollte öf-
fentlich finanziert werden.3 Kostendeckende individuelle Gebühren, ob 
technisch realisierbar oder nicht, sind unter Allokationsgesichtspunkten 
unangemessen, weil sie den Aspekt, unter dem die Angelegenheit erst 
zum Thema öffentlicher Entscheidung gemacht worden ist, nicht berück-
sichtigen. Daher kann die Diskrimination auf der Individuenebene jeden-
3 Um sich das klarzumachen, sollte man sich in Erinnerung rufen, aus welchen 
Gründen die genannten Leistungen überhaupt als öffentliche Leistungen bereitge-
stellt werden: Es handelt sich zwar in allen Fällen um Güter, die zunächst 
durchaus marktgängig sind, jedoch neben demjeweiligen privaten Ertrag externe 
Effekte aufweisen, die eigentlich das Kollektivgut darstellen (wobei die Extema-
lität nicht ethisch begründet sein kann: Ginge es allein um Yerteilungsziele, so 
wären Transferzahlungen angemessen, nicht aber die paternalistische Subventio-
nierung ganz bestimmter Verhaltensweisen). Die individuelle Nachfrage reflektie11 
immer nur den intern anfallenden NutzenanteiL Aus diesem Grunde ist auch 
dort, wo der Ausschluß praktizierbar ist, der Markt nicht die angemessene insti-
tutionelle Lösuna. Daher werden Kollektivgüter nicht über Märkte, sondern über 
einen anderen P:-ozeß, eben "öffentlich" produziert - im reinen Fall, der ein 
Grenzfall ist, findet die Finanzierung auf der Grundlage eines kollektiven Ent-
scheidungsprozesses statt, der Steueranteile festlegt, die individuelle Nutzung 
erfolgt dann kostenlos. Vgl. Musgrave (1969); Samuelson (1969). 
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falls nicht unmittelbar die allokativ erwünschten Wirkungen haben: Ange-
nommen, eine Gemeinde unterhält ein Krankenhaus, nimmt die Nutzer 
in bestimmter Höhe zur Kostendeckung in Anspruch und betrachtet den 
Rest als öffentliches Gut, den sie über Steuern finanziert. Bürger fremder 
Gemeinden bezahlen die gleichen Gebühren, sind also individuell nicht 
als Free Rider anzusehen. Was fehlt, ist vielmehr der Beitrag ihrer Hei-
matkommunen zum öffentlichen Anteil. Diskrimination auf der Individu-
enebene ist also, weil sie den eigentlichen Adressaten nicht unmittelbar 
trifft, eher ein Schachzug in einem Spiel mit durchaus offenem Ausgang, 
nicht aber ein unmittelbar wirkender Präferenzenthüllungsmechanisrnus. 
Auch hinsichtlich der Kooperationsanreize sind also die Voraussetzun-
gen je nach Materie unterschiedlich - am günstigsten sind sie dort, wo 
Ausschluß auf kollektiver Ebene möglich ist - auch hier erwarten wir 
Aufteilungskonflikte, jedoch wenigstens Übereinstimmung darüber, daß 
es etwas aufzuteilen gibt. In den anderen Fällen erwarten wir nicht ein-
mal Übereinstimmung darüber, worum es geht: In der reinen Trittbrettfah-
rersituation erwarten wir stabile Suboptimalität, in der zuletzt betrachteten 
Situation erwarten wir Spiele mit ungewissem Ausgang. 
Angesichts dieser Unterschiede in den Kooperationsanreizen und der 
zuerst beschriebenen Unterschiede in den Identifikationsproblemen kann 
man den Eindruck gewinnen, daß horizontale Politikverflechtung in den 
allermeisten Fällen mit erheblichen Schwierigkeiten behaftet ist, die ver-
schwinden, wenn die Entscheidungen statt dessen auf eine höhere Ebene 
verlagert werden. Ob dieser erste Eindruck genauerer Betrachtung stand-
hält, soll nun untersucht werden. 
2 Modellierungsgrundlagen 
2.1 Bargaining-Situationen 
Die ~~en s~izzie~ten Probleme der Kooperation haben teilweise eine 
kogmttve. Dime?ston. (das gilt für die Identifikationsprobleme), jedoch 
werden sie zu e1g~nthchen Kooperationsproblemen dadurch, daß sie An-
sat~pu~kte strategischen Handeins sind: Wenn man den Akteuren unter-sc~Ied~Iche I~teressen, Kenntnis zumindest ihrer eigenen Interessen und 
<?nentierung .Ihres Handeins an den eigenen Interessen unterstellt, dann 
smd kooperatiOnsträchtige Situationen als Spiele um potentielle Kooperati-
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onsgewinne beschreibbar, in denen Konsens und Konflikt einander überla-
gern; zu den Mitteln der Verfolgung der eigenen Ziele gehört auch die 
Ausbeutung von lnformationsunterschieden. Da in der besonderen hier 
untersuchten Konstellation (Dauerbeziehungen unter benachbarten politi-
schen Einheiten) Kommunikation und auch verbindliche Absprachen 
möglich sind, haben wir es - in unserem Zusammenhang leider etwas 
verwirrend - mit "kooperativen" Spielen zu tun,4 die als Bargaining-
Situationen bezeichnet werden. 
Die Akteure werden als "rationale Egoisten" betrachtet, an deren Ziele 
und Verhalten man die folgenden Erwartungen knüpft: 
- Sie sollten daran interessiert sein, sich in der Kooperation möglichst 
große Teile des Zugewinns zu sichern; sie sollten zugleich Koopera-
tion zu ungünstigen Bedingungen der Nichtkooperation vorziehen, 
solange diese sie überhaupt noch besser als der Status quo stellt. 
- Sie sollten versuchen, durch strategisch passend gewählte Beschrei-
bungen "objektiver" Situationen und Handlungsfolgen und durch 
strategische Verschleierung der eigenen Präferenzen ihre Status quo-
Position als möglichst günstig und ihren potentiellen Kooperationsge-
winn als möglichst gering darzustellen (je weniger sie in der Koope-
ration gegenüber dem Status quo zu gewinnen haben, um so geringer 
ist ihr Interesse an Kooperation, um so besser ist ihre Verhandlungs-
position); es wird also durchaus um Situationsdefinitionen verhandelt, 
jedoch zielen die Situationsdarstellungen allein darauf, dem Gegen-
über die erwünschte Wahrnehmung des Verhandlungsspielraums zu 
vermitteln. Zweck der Übung ist immer, das eigene Interesse an dem 
Geschäft als möglichst gering und das wohlverstandene Interesse des 
Gegenübers an dem Geschäft als möglichst groß darzustellen. Gerade 
der letzte Punkt ist sehr wichtig: Der Verweis darauf, daß die einge-
brachte Ressource oder Anstrengung von besonderer Qualität sei, 
dient nicht der Begründung von Ansprüchen, sondern vielmehr der 
Schaffung von Zahlungsbereitschaft; er wird sich dementsprechend 
nicht auf intrinsische Qualität, sondern immer auf Qualität "für den 
anderen" stützen. 
4 Rein begrifflich gesehen gibt es gute Gründe, die beiden Aspekte "explizite 
Kommunikation" und "verbindliche Absprachen" zu trennen und den zwe1ten 
als den entscheidenden anzusehen, also "cheap talk" von "binding offers" zu 
unterscheiden. Aber: "[face-to-face communication] ... has some power to bind 
players and is therefore not truly cheap talk" (Crawford 1990: 217). 
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Der Prozeß kann dann etwa folgendermaßen stilisiert werden: Es werden 
"Forderungen" erhoben, "Limits" präsentiert, "Konzessionen" gemacht, 
schließlich wird, wenn alles gut geht, "Konvergenz" erreicht (illustriert 
wird die Handlungssituation gerne mit dem Beispiel des Gebrauchtwagen-
verkaufs). Eine alternative Stilisierung betont, daß zunächst eine "Vertei-
lungsformel" gefunden wird und dann die Konzessionen im Detail statt-
finden (Zartman 1978). Gemeinsam ist beiden Darstellungen des Yerhand-
lungsablaufs, daß das Verhandlungsproblem von allen Akteuren eindeutig 
auch als Verteilungsproblem mit einander insoweit entgegenstehenden 
Interessen wahrgenommen wird. Wir erwarten also divergierende Situati-
onsdefinitionen, die die wahrgenommene Größe des zu verteilenden Ku-
chens festlegen; wir erwarten zweitens Konflikte darüber, wie dieser 
Kuchen zu schneiden ist. Wir erwarten keine Konflikte darüber, in wel-
cher Weise irgendwelche Kuchenstücke, die schon im Besitz der Akteure 
sind, aufzuteilen sind. Scheitern oder Nichtzustandekommen von Koopera-
tion liegt dann daran, daß Kooperationsmöglichkeiten erst gar nicht iden-
tifiziert werden oder daß die Transaktionskosten (z.B. Sicherstellung von 
Verbindlichkeit) höher als der Kooperationsgewinn sind oder daß zu hoch 
gepokert wurde und Korrektur nicht mehr möglich ist. 
Die Resultate eines so beschriebenen Prozesses unter Akteuren mit 
den beschriebenen Eigenschaften bzw. die theoretisch antizipierbaren 
Eigenschaften von Resultaten werden im Konzept der "Lösung" abgebil-
det. Ein Spiel hat - vereinfacht gesagt - eine Lösung, wenn die rationale 
Strategiewahl der einzelnen Spieler zu einer stabilen Strategienkombina-
tion führt. Sofern man ein Spiel in einer Weise beschreiben kann, daß 
es_ überhaupt eine und am besten nur eine Lösung hat, ist das Ziel er-
retcht - man hat eine widerlegbare Aussage über einen Prozeß und sein 
Resultat. Im speziellen Fall von Bargaining-Spielen beschreiben Lösungs-
k_onze?t~ Eige~schaften der ~ugewinnaufteilun~, auf die_ rationale_ Spieler 
steh etmgen ~onnen sollten: Solchen Beschreibungen Ist nun mcht auf 
d~n ersten _Bhck anzusehen, ob sie deskriptiv oder in einem ganz be-
stimmte~ Smne p~äskriptiv gemeint sind. In der deskriptiven Lesart han-
?elt es Sich um eme Beschreibung von Eigenschaften des Resultats, die 
m den Köpfen der Spieler kein unmittelbares Gegenstück hat, sondern 
5 Grundlege~d ist hi_er nach wie vor das Konzept der Nash-Lösung (vgl. Nash 
1950)._ Zu Ihren Eigenschaften und möglichen alternativen Lösungskonzepten 
vgl. Riker/ Ordeshook (1973: 235ff.); Barry (1989· Kap I-3)· Kalai/ Smorodin-
sky (1975). · · ' 
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die lediglich eine Hypothese über Abfolgen von Konzessionen und ihren 
Konvergenzpunkten ist.6 In der präskriptiven Lesart handelt es sich um 
ein Konzept, das Empfehlungen an die Spieler zu Urteilen über annehm-
bare oder plausible Resultate abbildet (etwa: Ein rationaler Spieler sollte 
von einem rationalen Gegenspieler keine Konzessionen erwarten, die er 
selbst nicht machen würde). Entscheidend für die Interpretation der zwei-
ten Lesart ist, daß es sich um eine Präskription sehr speziellen Charakters 
handelt - die Empfehlung stützt sich nicht auf spielexterne Werturteile, 
sondern formuliert reine Klugheitsregeln, Mittel der Verfolgung gegebener 
Präferenzen, nicht aber Normen, die ihrerseits Präferenzordnungen gene-
rieren oder selbst den formalen Status von Präferenzen haben sollen. 
Auch die oben angesprochene "Verteilungsformel", wenn es sie gibt, ist 
nicht eine spielexterne Gerechtigkeitsregel, sondern reflektiert Verhand-
lungsmacht, Drohpotentiale etc. 
2.2 Übergangs- und Anwendungsprobleme 
Die Resultate solcher Analysen können nun nicht unmittelbar in Hypothe-
sen über den Verlauf realer Prozesse umformuliert werden. Jeder unmit-
telbare Übergang erzeugt zahlreiche "Anomalien", die nicht überraschen 
sollten: Kein Rational-Choice-Ansatz liefert ein Argument, warum reale 
Akteure sich nur an Klugheitsregeln und nicht an irgendwelchen anderen 
"Normen" orientieren sollten.7 Die Existenz und Wirksamkeit von Nor-
men, die nicht lediglich "Instrumente" der Interessenverfolgung sind, 
sondern die vielmehr die Interessenverfolgung einer unabhängigen Kon-
trolle unterwerfen, ist ein offensichtliches Faktum, das nicht gegenüber 
einer vermeintlichen Instanz "Rationalität" aufwendig begründet werden 
muß - viel eher muß der Rational-Choice-Ansatz seine Leistungsfähigkeit 
angesichts dieses Faktums erweisen. Alles im vorhergehenden Unterab-
schnitt Gesagte charakterisiert zunächst einmal nur die Analyse der von 
allen sonstigen Kontexteigenschaften bereinigten, "puren", Verhandlungs-
6 
7 
Das wäre beispielsweise die Interpretation der Nash-Lösung im Sinne von Zeu-
then; vgl. Harsanyi (1977: 149ff.). 
Das wird nicht nur von Theoretikern betont (vgl. Elster 1989: Kap. 3; auch 
Etzioni 1988), sondern ist der experimentellen Spieltheorie eine Se1bs~verstä~d­
lichkeit - vgl. insbesondere Selten/ Tietz (1980); Güth (1988); Guth/ T1etz 
(1990); Selten (1991); Thaler (1988) und allgemeiner Ryll (1989). 
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konstellation ( vgl. hierzu ausdrücklich Myerson 1986: 29). Es ist "reine", 
nicht "angewandte" Spieltheorie. Jede vermeintlich unmittelbare Umfor-
mulierung in Verhaltensprognosen verwendet implizit Brückenhypothesen, 
die man explizieren sollte: Es handelt sich entweder um Hypothesen über 
bestimmte Eigenschaften der Akteure oder um Hypothesen über bestimm-
te Eigenschaften der Konstellation. 
Verzichtet man auf eine ausdrückliche Charakterisierung der Konstel-
lation, so setzt der Übergang von der reinen Theorie in die Anwendung 
eine extrem restriktive Stilisierung der Akteure voraus - sei es, daß ihnen 
bestimmte Eigenschaften als faktisch vorherrschend zugeschrieben werden, 
sei es, daß diese Eigenschaften als wünschenswert ("rational") angesehen 
werden. Diese Eigenschaften sind die Standardeigenschaften des "homo 
oeconomicus" (vgl. Zintl 1989); speziell erwähnenswert in unserem Zu-
sammenhang ist etwas, das als "wechselseitiges Desinteresse" etikettiert 
werden kann. Dieses Desinteresse schließt nicht nur die Beurteilung von 
Resultaten unter anderen Kriterien als denen der je eigenen Erträge aus 
(also etwa Neid, Fairneß etc.), sondern es schließt die Wahrnehmung 
des Gegenübers als moralisches Wesen aus - man ärgert sich nicht über 
Opportunismus, sondern rechnet ganz selbstverständlich mit ihm und 
versucht lediglich, die notwendigen Vorkehrungen zu treffen (was man 
dem Gegenüber zutraut, traut man natürlich auch sich selbst zu - auch 
die eigene Person wird nicht als moralisches Wesen wahrgenommen). 
Mit anderen Worten: Die Situation wird so modelliert, als spielten nicht 
eigentlich Menschen, die sich selbst und einander als solche wahrnehmen, 
gegeneinander, sondern recht restriktiv programmierte Automaten. 
Hält man eine solche Zurichtung der Akteure für unangemessen, so 
muß man sich also den Eigenschaften der Konstellation zuwenden. Damit 
aber die Wirkung von Konstellationsmerkmalen in theoretisch annehmba-
rer Weise berücksichtigt werden kann, muß man zuerst die Akteure auf-
wendiger beschreiben - Konstellationen müssen für sie eine Rolle spielen 
können. 
Es genügt die folgende Skizze: Anstelle eines Innenlebens, in dem 
"Pr~ferenzor~ung" eine ?icht weiter analysierbare Größe ist, sollten wir 
zunach_~t wemgstens zwet unterschiedliche Sorten von Bestimmungsgrößen 
von Praferenzordnungen unterscheiden _ "Meinungen" und "Interessen".8 
8 
Fiir ?ie Unter~cheidu~g vgl. Hayek (l969a, 1969b ). Sie ist analog der Unter-
schetdung. zw1schen va1ues" und "tastes" bei Arrow (1967 1973) und der 
Unterscheidung zwischen "judgements" und "interests" bei S~n (1977, 1986). 
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Meinungen sind allgemeine, "verallgemeinerungsfahige" Urteile darüber, 
was richtig oder normativ angemessen ist. Interessen sind demgegen-
über unmittelbar auf Gegenstände bezogene Urteile darüber, was man 
gerne hätte und was man weniger gerne hätte.9 Jede beobachtbare indivi-
duelle Entscheidung ist das Resultat eines Zusammenwirkens der beiden 
Bestandteile in der Erzeugung einer verhaltenswirksamen Präferenzord-
nung. Nachdem wir vorab nichts über dieses Zusammenwirken sagen 
können, können wir vorab auch keine verbindlichen Hypothesen darüber 
abgeben, wie sich "rationale" Individuen in irgendwelchen untersuchten 
Situationen wohl verhalten. Auf den ersten Blick scheint mit dieser Un-
terscheidung nichts gewonnen: Zunächst ist nur erkennbar, daß es voreilig 
ist, beobachtbare Situationen allein auf der Grundlage der Interessenkon-
stellation als Spiele diesen oder jenen Typs zu identifizieren. Kennt 
man nur die Interessenkonstellation, in der Regel definiert über einen 
sozusagen offiziellen Spielgegenstand, so kann man Hypothesen nicht 
über das tatsächlich gespielte Spiel, sondern nur über diesen Aspekt des 
Spiels formulieren. Solche Prognosen können falsch sein und verweisen 
dann auf den hiermit noch nicht erfaßten Teil, der erst die "subjektive" 
Situation bestimmt. 10 Die Unterscheidung von Meinungen und Interes-
Leider ist die Terminologie hier noch völlig unstandardisiert - so verwenden 
etwa Roth/ Malouf/ Mumighan (1981) den Begriff "Präferenzen" synonym mit 
dem, was hier Interessen genannt wird und definieren "utilities" bzw. "payoffs" 
allein im Hinblick hierauf, während Harsanyi umgekehrt "interest" als das umfas-
sende Konzept verwendet: "The 'interests' of each particular player are not 
meant to be necessarily restricted to selfish considerations; rather, they include 
all objectives and values, both selfish and unselfish, to which his own utility 
function assigns positive utility" (Harsanyi 1977: 13). Der entscheidende Punkt 
ist jedoch unabhängig von der jeweiligen Terminologie immer der gleiche und 
identisch mit dem hier vorgetragenen Argument: Beschreibungen von Handlungs-
situationen und Spielen auf der Basis allein der egoistisch-opportunistischen 
Motive von Akteuren sind unvollständig. 
9 Man könnte hier sofort einwenden, die Unterscheidung zwischen Meinungen 
und Interessen sei möglicherweise philosophisch interessant, jedoch für die 
Rekonstruktion tatsächlichen Verhaltens bedeutungslos - jede Meinung könne 
gedeutet werden als eines unter verschiedenen Mitteln der Verfolgung von 
Interessen. Das ist entweder eine metaphysische Aussage über die (Schlechtig-
keit der) Welt im großen und ganzen, oder es ist eine emp!rische Behauptung, 
über die dementsprechend nicht per Annahmenwahl entschieden werden sollte. 
10 Diese Zweiteilung ist auch imstande, die Unterscheidung zwischen "given" und 
"effective matrix" (Kelley/ Thibaut 1978: 14-17) zu präzisieren: Die "given 
matrix" ist allein über Interessen definiert; die "effective matrix" ist definiert 
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sen in Rationalwahlmodellen erzeugt also einen Erkenntnisanteil, den 
wir aus der Kenntnis der "engeren" Situation heraus modellieren können, 
und einen anderen Teil, der nur dann modelliert werden kann, wenn wir 
mehr wissen. Das pure, beinaheapriorifunktionierende Rationalwahlmo-
dell wird nun nicht mehr flächendeckend verwendet, sondern auf Kontex-
te aufmoduliert (vgl. allgemeiner Zintl 1989, 1990). Die begriffliche 
Unterscheidung von zwei "Dimensionen" individueller "utility" ist also 
nicht das Mittel, uferlos alles und jedes als "rational" zu etikettieren, 
sondern sie schiebt im Gegenteil solcher Uferlosigkeit einen Riegel vor. 
Diese Einschränkung der Ansprüche eröffnet nun aber zugleich den 
Weg, auf dem der Anwendungsbereich von Rationalwahlmodellen in 
theoretisch annehmbarer Weise erweitert werden kann: Wenn es individu-
elle Meinungen im charakterisierten Sinne gibt, dann kann es auch "so-
ziale Normen" geben, die den Individuen als Restriktionen ihrer Hand-
lungsspielräume gegenüberstehen - damit die Akteure solche Normen als 
Restriktionen vorfinden können, muß es (nicht zu wenige) Individuen 
geben, die solche Normen als Meinungen verinnerlicht haben. Sozialwis-
senschaftlich interessant arn Beitrag von Meinungen zu Situationsbesti~­
mungen ist nun nicht der jeweils individuell-idiosynkratische Anteil, 
sondern derjenige Anteil, der sich in sozialen Normen niederschlägt. 
Er ist deshalb sozialwissenschaftlich interessant, weil wir uns über ihn 
in annähernd der gleichen Weise informieren können wie über den Inter-
essenteil - ohne Kenntnis des jeweiligen Innenlebens der Akteure. Wir 
kommen zu folgender allgemeiner Modellierungsgrundlage: 
Die Existenz und Wirksamkeit eigenständig geltender sozialer Normen 
ist Ausgangspunkt. Solche Normen sind niemals irrelevant oder nichtexi-
stent, sondern sie sind in fundamentaler Weise jeder Interessenverfolgung 
vorgelagert - sie entscheiden zunächst darüber, welche Sorte von Spiel 
überhaupt gespielt wird, sie definieren die Konste1lation. 11 Auch diejeni-
gen Beteiligten, die sich allein an ihren Interessen orientieren, finden 
nicht etwa ~ber Meinungen, sondern über die je individuellen Resultate der 
Zusammenfuhrung von Interessen und Meinunuen. 
II Vgl. grundsätzlic? Granov~tter (1985). Dieser "'allgemeine Rahmen erlaubt es 
unter anderem, d1e Thematik der "lnteraktionsorientieruno-en" und ihres "Um· s~hlagens" (Scharpf 1990a), begrifflich zu verorten: Was ":nacht beispielsweise e~n Verhalten "u_nangemessen" und damit zu Sanktionen einladend? Es dürfte 
em Y~rhalten_ sem, das ers_tens r_ational, zielfördemd, ist, das zweitens mit den e~ph~Jten Spl~~regeln veretnbar 1st, das aber drittens mit den Normen kollidiert, 
d1e d1e Geschaftsgrundlage des Spiels sind. 
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die normative Einbettung der Situation zumindest als Restriktion ihres 
Handlungsspielraums vor. Es geht für uns nun nicht darum, diese einbet-
tenden Normen selbst zu "erklären", sie womöglich als Lösungen beson-
derer Spiele zu rekonstruieren, sondern - bescheidener - sie angemessen 
zur Kenntnis zu nehmen, als vorgegebene Randbedingungen der unter-
suchten Bargaining-Situationen. 
Ein möglicher Spezialfall besteht darin, daß die normativen Randbe-
dingungen für bestimmte Akteurkonstellationen "egoistische" Interessen-
verfolgung als legitim deklarieren. Der Marktwettbewerb funktioniert 
lehrbuchmäßig nicht etwa dann, wenn keine situationsdefinierenden Nor-
men existieren, sondern dann, wenn die geltenden Normen ihn "erlauben", 
er setzt, mit anderen Worten, die passende Kultur voraus (vgl. dazu nach 
~ie vor Schumpeter 1972, auch Hirschman 1977)_12 Die unmittelbare 
Ubersetzung der Resultate der reinen Spieltheorie in Hypothesen über 
reales Handeln ist, allgemeiner gesagt, angemessen für die Analyse von 
Situationen, in denen externe Normen in dem Sinne irrelevant sind, als 
sie mit blanker Interessenverfolgung kompatibel sind. 13 Solche Konstella-
tionen sollen im folgenden als "Aufteilungsspiele" bezeichnet werden. 
Wir können aber für Bargaining-Situationen nicht einfach unterstellen, 
daß der normative Kontext es erlaubt oder gar fordert, daß allein interes-
senorientiert verfahren wird. Es gibt keinen Grund zu der Annahme, daß 
jede Situation, die formal als "problematische Kooperation", also als 
Mixtur von Effizienz- und Verteilungsproblemen gekennzeichnet werden 
kann, kulturell als Basar-Situation definiert ist. Die Verhandlungen zweier 
Monopolisten um relative Preise sind formal ebenso "problematische 
Kooperation" wie die Situation, in der zwei Akteure die Früchte gemein-
samer Anstrengung aufzuteilen haben. 14 Der Unterschied besteht darin, 
daß im ersten Falle von Einverständnis darüber ausgegangen werden 
12 Daß das nicht selbstverständlich ist, zeigt die lange Geschichte, die die Vorstel-
lung "gerechter" Preise hat. Und nach wie vor gilt: Wo immer der reale Wettbe-
werb die Lehrbuchvoraussetzungen des vollkommenen Wettbewerbs nicht erfüllt, 
wo immer er den Akteuren Handlungsspielräume läßt, werden diese Spielräume 
durch Normen gefüllt, die als marktextern anzusehen sind. V gl. Kahneman/ 
Knetsch/ Thaler (1986). 
13 Das kann auch problernhistorisch belegt werden: Ausgangspunkt der Untersu-
chung von Bargaining-Problemen war die Untersuchung des bilateralen Monopols 
durch Edgeworth (vgl. nur die Einleitung von Roth in Roth 1985: 1). 
14 Also das, was Elster als "collaboration" oder "joint venture" bezeichnet (Elster 
1989: 13). 
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kann, daß es legitim ist, das eigene Einkommen auch auf Kosten des 
Gegenübers zu maximieren, während das im zweiten Falle nicht notwen-
dig so sein wird. . . . 
Betrachten wir die zweite Situation, in der Ja offenstchthch ganz 
andere Anwendungsprobleme bestehen als in der ersten, nun etwas genau-
er. 
2.3 "Anrechtsspiele" 
Es soll der für die weiteren Überlegungen wichtige Grenzfall behandelt 
werden: Zwischen den Beteiligten sei unumstritten, daß auf die konkrete 
Situation Verteilungsnormen anzuwenden sind, die mit der jeweiligen 
Verhandlungsmacht nichts zu tun haben, sondern die als Normen gerech-
ter Verteilung angesehen werden und dann allenfalls Verhandlungsmacht 
erzeugen. Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei nochmals ausdrücklich 
darauf hingewisen, daß also das "Spiel" darum, welches Spiel überhaupt 
gespielt wird, schon abgeschlossen ist. In der Terminologie des vorange-
gangenen Abschnitts kann man das so ausdrücken: Alle Beteiligten haben 
nach wie vor ein Interesse daran, lieber größere als kleinere Stücke d~s 
zu verteilenden Kuchens zu bekommen; zugleich aber sind alle Betei-
ligten der Meinung bzw. haben Grund, einander die Meinung zu unter-
stellen, es gehe (auch) darum, den Kuchen "gerecht" aufzuteilen. Wie 
läßt sich das hier gespielte "Spiel" beschreiben, wie verfolgen die Akteure 
hier ihre Interessen? 
Allgemein gilt: Näher als die Analogie zum Basar liegt hier die 
Analogie zu einem Rechtsstreit. Es geht nicht darum, "Zugeständnisse" 
hinsichtlich der Gewinnaufteilung zu machen, sondern es geht vielmehr 
darum, "Eingeständnisse" einerseits hinsichtlich der Anwendbarkeit spezi-
fischer Normen und andererseits hinsichtlich subsumierbarer Situationen 
entweder zu machen oder aber begründet zu verweigern - es geht nicht 
~m Konzessionen, die man je nach Verhandlungsposition und Drohpoten-
tial mache~ oder unterlassen kann, sondern es geht darum, Ansprüche 
z~ rechtfertt_gen oder als ungerechtfertigt zu erweisen. Natürlich wird auch 
ht~r ~trategtsch _gehande~t - explizit gespielt wird jedoch nicht das oben 
sktzzterte Auftetlungssptel, sondern ein Spiel um Normen und ihre An-
wendung. Es geht darum, hinsichtlich der anwendbaren Normen möglichst 
gün~tig~ Positi<;>~en zu besetzen und das Gegenüber in eine möglichst 
ungunstrge Posthon zu manövrieren. Es ist also ohne weiteres möglich. 
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daß der Konflikt für etliche Beteiligte allein ein Interessenkonflikt ist, 
jedoch wissen auch sie, daß er zumindest der Form nach ein Meinungs-
konflikt ist. In einem Meinungskonflikt zählt nur Verallgemeinerungsfähi-
ges; die Frage: "Würdest Du Deine Position auch dann vertreten, wenn 
Du in meinen Schuhen stündest?", muß von allen Kontrahenten einiger-
maßen überzeugend mit "Ja!" beantwortet werden können, wenn sie nicht 
auf verlorenem Posten stehen wollen. In als Interessenkonflikt definierten 
Konstellationen besteht ein solcher Bedarf nicht (vgl. Sen 1970: Kap 9). 
Es ist ohne weiteres möglich, daß die Akteure sich am liebsten diejenigen 
Meinungen aussuchen, die am besten zu ihren Interessen passen. Und 
dennoch ist es ebenfalls möglich und damit völlig vereinbar, daß es nicht 
ohne Risiken ist, sich auf das Feld der Meinungen zu begeben - es kann 
immer passieren, daß die Art der Argumentation, auf die man sich damit 
eingelassen hat, unerwünschte Konsequenzen ftir die Verfolgung der 
jeweiligen eigenen Interessen hat. Wenn Opportunismus verpönt ist, dann 
ist zu erwarten, daß jeder, auch kognitiver Opportunismus verpönt ist. 
Man kann also nicht mehr ohne weiteres inkonsistent in der Zeit ("Was 
schert mich mein Geschwätz von gestern") sein. Solche Spiele sollen im 
folgenden als Anrechtsspiele bezeichnet werden. 
In Anrechtsspielen geht es um drei Fragen: (1) Welche Aufteilungs-
norm ist anzuwenden? (2) Welche Meßstandards sollen verwendet wer-
den? (3) Wie ist die vorliegende Situation zu subsumieren? 
ad (l): Welche Norm ist anzuwenden? Empirisch läßt sich über die 
Verteilungsnormen, die speziell in Kooperationssituationen eine Rolle 
spielen, soviel sagen: Grundsätzlich kommt in Frage die Verteilung des 
Kooperationsgewinns nach Beitrag ("Äquitätsprinzip"), die Verteilung 
nach Bedürfnis, schließlich die Gleichverteilung des Kooperationsertrags. 
Die vorgeordnete, psychologisch beinahe selbstverständliche Norm 
scheint die Äquitätsnorm zu sein, 15 da nur sie einen Bezug zu einge-
brachten Leistungen herstellt, so daß ohne Schwierigkeiten auch die Ge-
15 Eindeutig so Selten/ Tietz (1980: 22); Güth (1988); vgl. auch Mikula (1972); 
Hoffmannt Spitzer (1985); Meilers/ Hartka (1989); die vorherrschende For'? 
ist durch ein Ratio-Modell "Auszahlung(i) I Beitrag(i) = Auszahlung(k) I Bei-
trag(k)" repräsentierbar. Die von Meilers und Hartka präsentierte subtraktive 
Gerechtigkeitsvorstellung - also "Auszahlung(i)- Beit~ag(i) =Auszahlung(~)­
Beitrag(k)" - scheint dem zunächst zu widersprechen, wud v?n d~n Verfasse~n­
nen jedoch selbst damit erklärt, daß die Subjekte in realen SituatiOnen oft keme 
Nullpunkte der Skalen bestinunen können (vgl. Meilers/ Hartka 1989: 696). 
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genrechnung angestellt werden kann - eine gegebene, in der Natur.d~r 
Materie liegende Ertragsverteilung sollte sich in den zu fordernden Beitra-
gen niederschlagen. Das schließt ab~r nicht aus, daß die ~edürfnisnorm 
oder die Gleichheitsnorm mit der Aquitätsnorm konkurneren oder auf 
sie aufmoduliert werden. Das gilt vor allem für Situationen, in denen 
es gerade nicht ausschließlich um Zusammenarbeit zu bestimmten ~lar 
begrenzten Zwecken geht. Das kann der Fall sein, wenn die KooperatiOn 
nicht nur Instrument, sondern selbst ein Zweck ist, wenn also der Grup-
penzusammenhalt einen eigenen Wert darstellt. Es kann auch der Fall 
sein, wenn die Beteiligten als sehr unterschiedlich in ihren Eigenschaften 
betrachtet werden (vgl. insbesondere Schwinger 1980), oder, für unseren 
Zusammenhang relevant, wenn der Status quo als korrekturbedürftig gilt 
und dies die Definition der Kooperationssituation in Mitleidenschaft zieht. 
Derartigen Konstellationen ist gemeinsam, daß die Kooperation in ein~r 
speziellen Angelegenheit nicht "separat" stattfindet, sondern Bestandtell 
einer Gesamtkonstellation ist, in der es um mehr oder anderes geht. Ins-
gesamt findet also nicht etwa eine philosophische Auseinandersetzung 
darüber statt, ob eine Verteilungsnorm "als solche" akzeptabel ist oder 
nicht, sondern es geht darum, ob die impliziten AnwendbarkeilSkriterien 
einer von ganz wenigen simplen Verteilungsnormen in der jeweils vor-
liegenden Situation erfüllt sind oder nicht - schon hier also trägt die · 
sicherlich "interessenorientierte" - Verfertigung von Situationsbeschrei-
bungen die Hauptlast der Verhandlungen. 
ad (2): Welche Standards sollen verwendet werden? Standards sind 
Operationalisierungen von Normen, die deren Anwendung auf konkrete 
Situationen erlauben. Auch das ist kein interessenneutrales Problem- jede 
Seit~ wird diejenigen Standards bevorzugen, die ihr entgegenkommen. 
S? hegt es etwa für diejenigen, die ihre eigene Leistungsfähigkeit als 
~1cht sehr hoch einschätzen, nahe, unter Hinweis auf Meßprobleme mög-
h~~st ~ausch~l~ Standards der Beitragsmessung zu propagieren, während 
dteJemgen, dte thre eigenen Beiträge für überdurchschnittlich hoch halten, 
aufwendigere Formen der Messung vorziehen werden (vgl. Güth !988: 
712ff.). 
ad \3): Wie ist die vorliegende Situation zu subsumieren? Situations-
?eschretbungen dienen hier nicht so sehr dem Zweck, dem anderen Des-
mteresse zu demonstrieren oder ihm das Geschäft schmackhaft zu ma-
c~en, sondern_ vor alle~ der Etablierung legitimer Ansprüche. zwar exi-
stie~t- nach WI~ vor em Interesse, die eigene Ausgangslage möglichst 
posttiv zu schtldern - wenn Prinzipien der Aufteilung wirksam sind, 
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reduziert das den maximal möglichen eigenen Zugewinn und schafft 
insofern eine gute Verhandlungsposition, als man nicht so leicht unbe-
scheiden wirkt. Daneben gibt es jedoch einen Aspekt, der gerade in die 
Gegenrichtung wirkt: Wenn es gelingt, den Status quo als illegitim im 
Hinblick auf die konsentierten Verteilungsprinzipien zu charakterisieren, 
dann fordert man implizit nicht etwa ein besonders großes Stück vom 
Kuchen, sondern man kann eine große Forderung zerlegen in einen (den 
Verteilungsprinzipien entsprechenden) Anteil am zu verteilenden Gewinn 
und einen (möglichst großen) Anteil, der gar nicht Gewinn, sondern 
"Korrektur" ist. Zu erwarten ist also nicht die Bekundung: "Mir geht es 
gut genug auch ohne Kooperation, Du mußt mir schon etwas bieten, 
damit ich mich darauf einlasse", sondern die Bekundung: "Mir geht es 
insofern schlecht, als ich schon dauernd ohne Kompensation kooperiere; 
es wird Zeit, daß Du endlich Deinen Anteil beisteuerst, und zwar nicht 
nur für die Erweiterung der Kooperation". 
Insgesamt sind also in Anrechtsspielen Probleme des "common 
knowledge" nicht einfach eine zusätzliche Komplikation der Modellbil-
dung, ein Anreicherungsproblem, 16 sondern das eigentliche Thema der 
Akteure. Heterogenität wird zum gravierenden Problem: Zwar sind in 
kooperationsträchtigen Situationen die individuellen Interessen der Akteure 
rein formal in einfacher Weise aufeinander bezogen - wie auch immer 
sie im einzelnen aussehen mögen, es gilt: Wenn man miteinander ins 
Geschäft kommt, können prinzipiell alle Beteiligten besser gestellt wer-
den. Materiell kann dieses gemeinsame Interesse jedoch unterschiedliche 
Grundlagen haben. Zwei Grenzfälle können unterschieden werden - die 
Kooperation kann einerseits profitabel sein, weil es Komplementaritäten 
gibt (der eine hat Land und kein Geld, um etwas mit dem Land anzufan-
gen, der andere hat Geld, aber kein Land, um mit dem Geld etwas anzu-
fangen - das ist der "heterogene" Fall); sie kann andererseits profitabel 
sein, weil es Größeneffekte, Skalenerträge, gibt (beide haben allein nicht 
genug Land und nicht genug Geld - das ist der "homogene" Fall). In 
Aufteilungsspielen macht das keinen Unterschied; geht es jedoch um 
Anrechte, ist der heterogene Fall der schwierige Fall - man kann erwar-
ten, daß die Akteure vor allem intangible Kosten (bei sich selbst behaup-
tet) und intangible Erträge (dem Gegenüber zugeschrieben) in strategi-
scher Absicht einführen und daß sie dies einander unterstellen. Zunächst 
16 Vgl. so etwa Calvert (1989: 293): "A more complicated addition to the model 
would be incomplete information about opponents' payoffs ... " 
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einmal ist ja jeder Akteur Herr seines Innenlebens und es ist seine S~che, 
welche - beliebig idiosynkratischen - Kosten- und Ertragsbestandteile er 
als Intangible ins Spiel bringt. . . .. 
Dementsprechend wird Konsens nicht über Auftetlungspnnztpten, 
sondern über Situationsbeschreibungen zum wichtigsten Lösungsbestand-
teil: Sicherlich bevorzugen alle Akteure denjenigen Blickwinkel, der für 
sie am profitabelsten ist; es gibt aber unter der Annahme rationalen Ver-
haltens keinen Grund für die Erwartung, sie hielten daran eisern fest -
die Akteure sind sich darüber im klaren, daß es in der bestehenden Kon-
stellation nicht darauf ankommt, was sie glauben oder zu glauben vorge-
ben, sondern darauf, was glaub"würdig" ist, also eben nicht im Allein-
gang zu entscheiden. Zwar favorisieren sie unterschiedliche Situationsdefi-
nitionen, sie wissen jedoch, daß das solange nichts hilft, wie ihr bevor-
zugter Blickwinkel nicht als "cornmon knowledge" besiegelt ist. Nicht 
nur Kommensurabilitätsprobleme müssen interindividuell gelöst werden, 
es muß vor allem Einvernehmen darüber hergestellt werden, was über-
haupt berücksichtigungsfähig sein soll. Sie werden also nicht einfach 
irgendwelche Behauptungen aufstellen, sondern sie werden argumentieren. 
Das Spiel um Situationsdefinitionen hat Verteilungskonsequenzen und 
kann insofern als eine Verlagerung des zunächst formulierten Bargaining-
Problems auf eine andere Ebene angesehen werden. Dennoch zeigen die 
gerade behandelten Besonderheiten dieser Verlagerung, daß es gute Grün-
de zu gesonderter Modeliierung gibt, da die Verlagerung ganz andere 
Handlungssituationen erzeugt als sie im reinen Aufteilungsspiel beste-
hen. Zwar kann den Akteuren "common knowledge" darüber unterstellt 
werden, daß es genau dort Konflikte gibt, wo es auch hier um Verte~­
lungsfragen geht. Jedoch gilt zugleich, daß alle Akteure wissen, daß dte 
Verteilungskonsequenzen einer Situationsbeschreibung, wie wichtig sie 
für den einzelnen Akteur auch immer sein mögen, nicht per se als Argu-
mente verwendbar sind, eine bestimmte Situationsbeschreibung gemeinsam 
akzept~bel zu mac~en. Alle Akteure wissen, daß Legitimität der Anwe~­
dung emes .konsentierten Verteilungsprinzips voraussetzt, daß die Situatt-
onsbeschret?ung .zunäc~st einmal unabhängig von Verteilungszielen .er-
fol~t. Zugletch Wissen Sie natürlich auch, daß sie alle Opportunisten stnd 
- Sie erwarten von allen anderen, was sie von sich selbst erwarten: Versu-
che, Verteilungsinteressen in kaschierter Form einfließen zu lassen. Das 
Probl~m ?esteht h~e~ ni.cht darin, daß Interessen existieren, sondern darin, 
daß Sie mcht expllZlt smd. Das Ideal wäre somit nicht der "interessenbe-
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reinigte Diskurs", der seinen Platz in der Diskussion um die Verteilungs-
normen hätte, sondern der "interessenexplizite Diskurs". 
Vor diesem Hintergrund kann nun der Frage nachgegangen werden, 
wie die Wahrnehmungen und Verhaltensweisen, die im hier untersuchten 
Fall zu beobachten sind, am besten deskriptiv subsumiert und theoretisch 
gedeutet werden können. Haben wir es eher mit Aufteilungsspielen oder 
mit Anrechtsspielen zu tun? 
3 Deskription 
3.1 Normen 
Gibt es Indizien dafür, daß Verteilungsprinzipien im hier betrachteten 
Fall Bestandteil der Situationswahrnehmung und Situationsbeurteilung 
der Akteure sind? Diese Frage kann ohne Umschweife mit "Ja" beantwor-
tet werden. Es gibt nahezu kein Interview, in dem im Zusammenhang 
mit Kooperationsproblemen eigenes und fremdes Verhalten in lediglich 
"neutralen" (nur interessenbezogenen) Begriffen geschildert und beurteilt 
wird; Gesichtspunkte der Angemessenheit, der Fairneß oder der Gerech-
tigkeit spielen in der Charakterisierung von Problemen oder der Charakte-
risierung eigenen und fremden Verhaltens eine mindestens ebenso große 
Rolle wie Gesichtspunkte der Effizienz oder des ökonomischen Ertrags 
eines VorhabensP Die spezifischen Maßstäbe der Ertragsaufteilung fol-
17 Vgl. etwa Interview 2606AB 1: "gerechte Verteilungsnormen" sind notwendig, 
"angemessene Beiträge" sollten geleistet werden; 0607 AB3 und 2808AB 1: Es 
ist nicht "einsehbar", daß man finanzielle Beiträge leisten soll, ohne an Entschei-
dungen beteiligt zu sein; 0706BS2: Das Umland "bereichert" sich über die 
Zonemandförderung; 2606AB 1: Das Hamburger Vorgehen ist "arrogant"; 
0407ABI: Harnburg ist "wenig kooperationsbereit"; 0307AB1: Man sollte nicht 
"kleinkrämerisch" einzelne Leistungen und Lasten aufrechnen; 0907 AB 1: Es 
ist ärgerlich, daß man eine Umlage im Bereich ÖPNV nur durch das Ausspielen 
der Umland-Kreise gegeneinander erreichen konnte; 2607BS 1: H~burger Pol~ti­
ker werden in Schleswig-Holstein als "Schlitzohren" betrachtet, die Schleswig-
Holstein "über den Löffel balbieren wollen"; 2607BS1: Schleswig-Holstein zeigt 
"keine Verantwortung"; 2808AB 1: Hamburger weisen "Pfeffersackmentalität" 
auf, stellen "unverschämte Forderungen". 
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gen, soweit überhaupt ausdrücklich angesprochen, dem Aquitätspnnzip. 
Die einzige Einschränkung liegt darin, daß diese Aufteilungsn?rm eh~r 
implizit als explizit formuliert wird. Die Vorstellung, daß Fmrneß die 
Proportionalität von Beiträgen und Erträgen fordert, scheint so selbstver-
ständlich, daß kein Bedarf an Präzisierung besteht. Das bedeutet aber 
noch nicht, daß in normativer Hinsicht kein Konflikt besteht. 
Normenkonflikte kommen in der untersuchten Konstellation dadurch 
zustande, daß die Ausgangslage, in der kooperiert wird. in die Beurtei-
lung einzelner Kooperationsentscheidungen einbezogen wird. An er~ter 
Stelle ist zu nennen die Gesamtkonstellation - der Länderfinanzausgleich 
wird immer wieder als das zentrale Problem genannt, das gelöst werde~ 
muß, wenn man zu angemessenen Kompensationsentscheidungen bei 
bilateraler Kooperation kommen will.I<J An zweiter Stelle ist zu nennen 
die jeweilige lokale Vorgeschichte eines konkreten Aufgabenbereichs. 
Zunächst zur Gesamtkonstellation: Die Einführung des Themas "Län-
derfinanzausgleich" in lokale Kooperationsverhandlungen bedeutet nicht, 
daß Konkurrenz bzw. Überlagerung ganz unterschiedlicher Verteilungsnor-
men besteht, also daß etwa zugleich allgemeine Umverteilungsziele und 
spezielle Fairneßziele der Lasten/Ertragsrechnung verfolgt werden. All~e­
meine Fragen der Verteilungsgerechtigkeit mögen zwar umstritten sem, 
jedoch spielt das keine Rolle in der bilateralen Verhandlungssituation.
20 
18 0908AB2: "Ausgleich zwischen HH und seinem Umland muß über Aufschlüsse-
lun~ und Aufteilung der Kosten der Infrastruktur erfolgen"; 2606AB 1: "Aus-
gleich v?n Leistung und Gegenleistung" löst Kooperationsprobleme; 0907ABI: 
Schleswig-Holstein wollte nicht mehr als 10% der Kosten von Kaltenkirchen 
übernehmen, obwohl auf Harnburg der Verlust von 5.000 Arbeitsplätzen zukam; 
1706~S l, 1707 AB4, 0808AB2: Lastenverteilung ÖPNV sollte danach erfolgen, 
wo die Defizite anfallen. 
19 Vgl. etwa 0706BSl; 0706BS2; 2706AB3· 0507AB2· 0907ABI· ll07AB2. 
20 Welche ~iterie.~ der Verteilungsgerechtigkeit auf di~ regionale 'verteilung an-
wendbar sm~: hangt vo~..zugrundegelegten Föderalismuskonzept ab: Wenn man 
den. A~pekt Autonomie zum dominanten Gesichtspunkt macht, sind unter-
schiedhebe Ausstattungen der Teilstaaten überhaupt kein Gerechtigkeitsproblem 
(vgl. Sachverständigenrat (1990: 211) - nur Spillover-Probleme stellen eine 
A~.sp~Ichsgrundlage für Ausgleichszahlungen dar) Wenn man hinaegen das 
"bundische Prinzip" bet t · · A · .' . . o · · ls . on , Ist em usgletch wemgstens msowett legitim, a 
er em~ Grundversorgung mit öffentlichen Leistunaen sichert. Diese zweite lnter-
~retatiOn der Kons~ellatio~ hat ihren Niederschiag"'im Grundgesetz gefunden und 
!.Iefert den normati~en .H~ntergrund zum Länderfinanzausgleich (Art. 72 GG: 
.. · Wahrung der Emheithchkeit der Lebensverhältnisse über das Gebiet eines 
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Es geht vielmehr um Subsumptions-und Operationalisierungsfragen: Um-
stritten zwischen Harnburg und den Nachbarländern sind vor allem zwei 
Eigenschaften des Länderfinanzausgleichs: Zum einen das Wohnort-
prinzip der Lohnsteuerzerlegung (ein Operationalisierungsproblem), zum 
anderen die Frage, welche Leistungen der Stadtstaaten für das Umland 
schon durch die "Einwohnerveredelung" des Länderfinanzausgleichs abge-
golten wurden (ein Subsumptionsproblem). 
Die Lohnsteuerzerlegung nach Wohnsitz ist eine rein buchungstech-
nisch begründete Regelung, die zwischen Flächenstaaten folgenlos bleibt, 
für Stadtstaaten jedoch angesichts des Übergewichts der Einpendler massi-
ve Auswirkungen hat (1982 etwa führte Harnburg 30% seines Lohnsteuer-
aufkommens ab, Flächenstaaten nur 2,9% ). Die Regelung ist zwar nicht 
unter Verteilungsgesichtspunkten eingeführt worden, hat jedoch hier Ver-
teilungskonsequenzen. Nach Überzeugung der nachteilig betroffenen Seite 
widersprechen diese Konsequenzen der Intention des Länderfinanzaus-
gleichs: Harnburg argumentiert, daß das Wohnsitzprinzip nicht diejenigen 
Lasten berücksichtigt, die für ein Land mit der Erwirtschaftung des Steu-
eraufkommens verbunden sind, vor allem anteilige Infrastrukturkosten, 
insbesondere den ÖPNV, aber auch anteilige Verwaltungskosten, z.B. 
Arbeitsgerichte. Die Zerlegung nach Wohnsitz wird also als Transfer 
gedeutet, der daraus resultiert, daß unausweichlich Leistungen erbracht 
werden, die nicht kompensiert werden. Die "begünstigte" Seite stellt dem 
eine konkurrierende Theorie der Zusammenhänge gegenüber, nach der 
Landes hinaus ... ", entsprechend die Grundsätze des Finanzausgleichs nach Art. 
107 GG: "Durch das Gesetz ist sicherzustellen, daß die unterschiedliche Finanz-
kraft der Länder angemessen ausgeglichen wird ... "). Die angewandte Vertei-
lungsformel - vereinfacht gesagt: Anhebung der Finanzausstattung der fi-
nanzschwachen Länder auf 95% des Länderdurchschnitts -kann am ehesten als 
Restriktion der maximalen Bandbreite der Verteilung charakterisiert werden; 
es handelt sich weder um die Garantie eines bestimmten Minimums (Bundesver-
fassungsgericht (1986: 832): "Die zulässige Berücksichtigung stadtstaatlicher 
Besonderheiten kann nicht die Bedeutung einer finanziellen Status- oder Besitz-
standsgarantie haben; sie ist auch weder eine Absicherung gegenüber ~!gemei­
nen wirtschaftlichen Strukturveränderungen ... noch gegenüber Verschiebungen 
des Wohlstandsniveaus zwischen den Bundesländern. Gegenüber solchen Verän-
derungen kann der Länderfinanzausgleich keine Abhilfe bieten") noch um eine 
Anwendung des Rawlsschen Differenzprinzips (weitestmögliche Anhebung des 
Ausstattungsniveaus der schiechtestgestellten Länder). 
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eine andere Regelung ihrerseits als intentionswidriger Transfer zu deuten 
wäre.21 
Die "Einwohnerveredelung" berücksichtigt die Sonderla<;ten der Stadt-
staaten pauschal schon in der VerteilungsformeL Die Anspruc~sgrun~l~­
gen, aus denen "Sonderlasten" abgeleitet werden können, smd mcht voll.lg 
präzisiert und daher bis zu einem gewissen Grade interpretierbar; umstnt-
ten sind sie im Zusammenhang mit bilateraler Kooperation insbesondere 
dort, wo es um diejenigen Leistungen der Stadtstaaten geht, die ins Um-
land ausstrahlen. Das gilt etwa für Spezialkliniken, Theater, Universitäten, 
Museen, die nicht nur lokale Bedeutung haben. Umstritten ist nicht, daß 
hier Spillover vorliegt, sondern vielmehr, ob die Kompensation bereits 
mittels der Einwohnerveredelung erfolgt ist oder ob diese nur einen glo-
balen "Metropolenaufwand", nicht aber den konkreten Leistungs-Spillover 
kompensiert. Wenn der Länderfinanzausgleich solche Lac;;ten bereits be-
rücksichtigt, kann die Metropole sie nicht nochmals von den Anrainern 
einfordern.22 Enthält der Länderfinanzausgleich diese Lasten hingege~ 
nicht, so erhebt die Metropole berechtigte Forderungen an die Anrainer?· 
Beide Konflikte - sowohl der um die Lohnsteuerzerlegung als auch 
der um die Einwohnerveredelung - sind also keine Konflikte darüber, 
welche Gestalt der Verteilung grundsätzlich als gerecht angesehen werden 
soll, sie führen kein konkurrierendes Verteilungskriterium ein, sondern 
sie sind viel eher Konflikte darüber, worauf ein konsentiertes Kriterium 
anzuwenden ist: Wenn der Status quo, den der Länderfinanzausgleich 
sc.hafft, speziell im Zusammenhang mit Kooperationsproblemen genannt 
wtrd, dann nicht im Hinblick auf allgemeine Probleme der Verteilungsge-
rechtigkeit, sondern genau dort, wo der Länderfinanzausgleich nach Mei-
nung seiner Kritiker Interdependenz und faktisch stattfindende Koopera-
~ion ~icht be.rücksichtigt, auf die das Äquitätsprinzip ebenso anzuwenden 
1st wte auf Jede ausdrücklich vereinbarte Kooperation. 
21 Vgl. einerseits ?en ~~rmenkontrollantrag der Stadt Harnburg (Schuppert 1985: 
35f.);. an~erersetts Mmtsterprä~ident des Landes Schleswig-Holstein (1985: 39ff.). 2
2 Was m diesem Falle stattgefunden hat, ist ein Transfer zwischen dem Umland 
der M~tropole und der Gesamtheit der Länder - allenfalls diese könnten Kom-
pensation fordern. 
2
3 V gl. für die Sicht der Stadtstaaten neben dem erwähnten Normenkontrollantrag ~~mbur?s. vor al_~e~ Hickel! Roth/ Troost ( 1988: l97ff., 206t); für die Gegenpo-
SitiOn M.tms~erprastdent des Landes Schleswig-Holstein (1985· SOff.)· auch Hum-
mel/ Le1bfntz (1987: 45). ·- ' 
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In der zweiten eingangs erwähnten Konfliktsituation, also in den 
Fällen, in denen auf die spezielle Vorgeschichte in einer speziellen Ange-
legenheit verwiesen wird, ist es schon auf den ersten Blick erkennbar, 
daß .~licht Normenkonkurrenz, sondern die Reichweite der Anwendung 
der Aquitätsnorm das Thema der Auseinandersetzung ist. Wenn der Status 
quo in einer konkreten Angelegenheit als korrekturbedürftig angesehen 
wird, so geht es nicht um die grundsätzliche Gerechtigkeit der Verteilung 
in diesem Status quo, sondern um nichtkompensierte Vorleistungen, die 
nach Meinung seiner Kritiker den spezifischen Status quo kennzeichnen. 
Es handelt sich immer um Situationen, in denen der eine der Beteiligten 
"groß" genug ist, um eine Angelegenheit im Alleingang betreiben zu 
können und dies auch tut, während der andere auf dem Trittbrett reist 
bzw. ihm dies unterstellt wird. Das Problem ist ein asymmetrisches Kol-
lektivgutproblem: Die bisherige "Kooperation" war vielleicht effizient, 
aber sicher nicht fair; Erweiterungen der Kooperation setzen die Lösung 
von Verteilungsproblemen voraus - aber der "Große" sieht nicht ein, 
warum nur die Erweiterung der Kooperation nach Fairneßgesichtspunkten 
stattfinden soll, so daß die "Kleinen" Verhandlungen scheuen, die sie 
womöglich noch hinter den Status quo zurückfallen lassen.24 
Das Problem, vor dem die Akteure stehen, kann so skizziert werden: 
Es gibt einen Status quo, in dem der "Große" die nach seinen Kriterien 
optimale Menge des Kollektivgutes bereitstellt, während der "Kleine" auf 
dem Trittbrett reist ("SQ"). Eine wie auch immer bestimmte "faire" Ko-
stenaufteilung wäre zwar für den "Großen" attraktiv, aber der "Kleine" 
hat keinen Grund, sich hierauf einzulassen. Nun sei der "Kleine" an Aus-
weitung der Leistung interessiert (etwa an einer Einbeziehung in das 
Schienennetz des ÖPNV). Hierfür zu zahlen ist er prinzipiell bereit - aber 
eben nur für den auf ihn entfallenden Ertragsanteil der Erweiterung, also 
den Zugewinnanteil (die resultierende Aufteilung sei "Z" genannt). Der 
"Große" hingegen wäre eher daran interessiert, daß nicht nur die Erweite-
rung, sondern die gesamte Menge fair finanziert wird (die resultierende 
24 V gl. z.B. 2606AB 1: Netzerweiterung ÖPNV wird schwierig, da hierdurch "Neu-
verteilung" auf den Tisch käme; 0706BS2: Der Widerstand gegen Ausgleichszah-
lungen hat seinen Grund darin, daß "Folgeforderungen" befürchtet werden. 
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Komplettlösung sei "K" genannt). Die (rein "interessenbezoge~en") Präfe-
renzordnungen der beiden Verhandlungsparteien sehen also wte folgt aus: 
Für den "Großen" gilt: K > Z > SQ 
Für den "Kleinen" gilt: Z > SQ > K 
Offensichtlich ist Z dem Status quo hinsichtlich der jeweiligen Interes-
sen pareto-überlegen. Ein Problem besteht aber genau deshalb, weil Mei-
nungen eine Rolle spielen. Das Prinzip, das in Z auf die Erweite_ru~g 
angewandt wird, macht zugleich SQ, in dem nicht nach diesem Pnnztp 
verfahren wurde, zum offiziell verbrieften Ärgernis- der "Kleine" müßte 
ja einräumen, daß bisher nicht "fair" verfahren wurde. Normativ konsi-
stent sind nur die "unfaire" Lösung SQ und die uneingeschränkt faire 
Lösung K (normativ konsistent sind natürlich auch die beiden hier aus 
offensichtlichen Gründen irrelevanten Alternativen "faire Umlage schon 
im Status quo" und "Trittbrettfahren auch bei Erweiterung"). Das zentrale 
normative Problem, das die Akteure lösen müssen, wenn sie kooperieren, 
also SQ verlassen wollen, besteht demnach nicht in der Wahl eines be-
stimmten Verteilungsprinzips, sondern vielmehr in der Festlegung der 
Reichweite des Prinzips - wie weit soll es "zurückstrahlen"? 
Zusammenfassend kann der bisherige Befund so charakterisiert wer-
den: Die Konstellation wird von den Akteuren nicht als ein reines Auftei-
lungsspiel angesehen, in dem es legitim ist, herauszuholen, wa~ immer 
je situationsspezifisch herauszuholen ist; überdies ist nicht nur unumstrit-
ten, daß überhaupt Gerechtigkeitsnormen auf die Situation anzuwenden 
sind, sondern auch, welches Verteilungsprinzip jedenfalls grundsätzlich 
gelten soll. Beobachtbare Meinungsverschiedenheiten erstrecken sich auf 
Subsumptionsprobleme im weiteren Sinne - also auf Fragen der Standards 
und der Situationsbeschreibung. 
3.2 Standards und Situationsbeschreibungen 
~0. unstrittig das_ allge~eine Prinzip ist, so ungeklärt ist seine Operationa-
~~sterun~ - es gtbt keme abstrakten und allgemeinen Vorstellungen dar-
uber, wte he~erogene Kosten- oder Ertragsbestandteile miteinander zu 
verrechnen _smd und welche Unterschiede zwischen den Beteiligten in 
welcher Wet~e zu berücksi~htigen sind; hierin schlägt sich der allgemeine 
Tatbestand meder, da~ es tmmer einfacher ist, festzustellen, was fair bet 
gegebenen Standards tst, als zu bestimmen, welche Standards fair in einer 
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gegebenen Situation sind.25 Anders als in einer Arena philosophischen 
Diskurses findet darüber hinaus in realen Verhandlungssituationen die 
Klärung der Standards oft eher implizit statt - die Diskussion über ange-
messene Beschreibungen von Ausgangslage und erwartbaren Veränderun-
gen entscheidet zugleich implizit darüber, welche Maßstäbe verwendet 
werden dürfen. Dies ist auch hier der Fall. 
Potentielle Konfliktgegenstände sind: Wie der Status quo und seine 
Veränderungen zu beschreiben sind, in welchen Dimensionen bewertet 
werden soll, wie diese Dimensionen konsolidiert werden sollen. Je nach 
Materie sind die Spielräume unterschiedlich groß. Etliche Gegenstände 
der Kooperation bieten nahezu keine Ansatzpunkte für interessenorientier-
te Wahrnehmung und Beschreibung. Das gilt etwa für Wasserversorgung 
und Abwa-;serentsorgung- unumstritten ist die Inzidenz (weil zurechenbar 
und homogen), es gibt keine konzeptionellen Alternativen mit anderer 
Inzidenz. Soweit hierbei Standortentscheidungen zu treffen sind (Kläranla-
gen), ist ebenfalls klar, wen sie wie betreffen. Hier finden wir keine 
Indizien für unterschiedliche Situationsbeschreibungen, sondern wiederholt 
den Verweis darauf, daß die Kooperation reibungslos funktioniere. Diffe-
rierende Situationsbeschreibungen tauchen auf, sobald es konkurrierende 
Konzeptionen gibt (etwa Energieversorgung und Müllentsorgung26). Hier 
scheinen jedoch die Meinungsverschiedenheiten grenzüberschreitend zu 
sein, so daß weniger ein Kooperationsproblem als ein je internes Willens-
bildungsproblern vorliegt. Scharfe Diagnosekonflikte treten erst dort auf, 
wo die Parteien in der Kooperation komplementäre Rollen einnehmen 
müssen - das gilt partiell für den ÖPNV und in voller Schärfe für Indu-
strieansiedlungspolitik. Solche Themen werden typischerweise nicht so 
sehr unter unmittelbar betriebswirtschaftliehen Kriterien wahrgenommen, 
sondern viel eher als Bestandteile regionaler Arbeitsteilung.27 Die Situati-
25 Das Problem ist völlg analog zu dem Problem gerechter Regeln bei Hayek: 
Gerecht ist eine Regel, die alle gleich behandelt, also keine irrelevanten Unter-
schiede berücksichtigt (vgl. vor allem Hayek 1971: 272f., 300). Aber nach 
welcher Regel soll über die Relevanz von Unterschieden geurteilt werden? Vgl. 
Zintl (1983: l75ff.). 
26 0808AB1: Im Zusammenhang mit Abfallbeseitigung stufe Schleswig-Holstein 
Mengen als "Vermeidung" ein, die Harnburg schon abgezogen habe. 
27 Z.B. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein (1985: 20): Harnburg hat 
nach 104a (4) GG im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes einen 
überproportionalen Anteil von 3,4% erhalten. "Darüber hinau~ si?d das L~? 
sowie Kreise und Gemeinden in Schleswig-Holstein ... am betnebhchen Dehz1t 
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onsbeschreibungen hängen, wie erwartet, von Interessen ab. Für die Beur-
teilung des ÖPNV etwa ist es folgenreich, ob man die Pendler als B~­
wohner des Umlandes wahrnimmt, die das Arbeitsplatzangebot und d1e 
Infrastruktur der Stadt nutzen, oder als (verdrängte) Bewohner der Stadt, 
die das Wohnangebot des Umlandes nutzen. Jede der beiden Seiten 
neigt zum für sie vorteilhafteren Blickwinkel. 28 
All das entspricht den Erwartungen, die weiter oben hinsichtlich des 
zentralen Problems von Anrechtsspielen formuliert wurden. Wie steht 
es mit der wesentlichen Lösungsvoraussetzung, der Möglichkeit, zum 
Konsens angesichts heterogener Blickwinkel zu kommen? Drei Dinge 
fallen hier ins Auge: 
Zunächst einmal sind die Akteure imstande, die Interessenorientie-
rung, die in der Wahl des Blickwinkels steckt, nicht nur beim jeweiligen 
Gegenüber, sondern auch bei sich selbst zu identifizieren - sie sind nicht 
notwendig in ihr gefangen.29 Es ist deutlich zu erkennen, daß Argumente 
des Hamburger Verkehrsverbundes (HVV) beteiligt. So trägt z.B. das Land 50% 
der Verluste von der 'Eisenbahngesellschaft Altona-Kaltenkirchen-Neumünster' 
(AKN)" (Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein 1985: 52). Wenn ?te 
Probleme allein betriebswirtschaftlich gesehen werden, kann das erst_recht et~e 
Kampfansage sein. Vgl. 0808AB: "HH stellt für den Ausbau des OPNV dte 
B~ingung, daß sich das Wirtschaftsergebnis nicht verschlechtern darf." ~as 
~hngt. harmlos und auch nicht unbillig - es bedeutet jedoch, daß HH seme 
mtangiblen Erträge kostenlos erhalten will, während die betroffenen Umland-
Gemeinden in einem Umfang zu belasten sind, der sie womöglich selbst unter 
Einschluß intangibler Erträge schlechter als der Status quo stellen würde. . 
28 Vgl. Interviews 0407AB1, 0507AB3, 1408AB1, 0907AB1, 1107AB2. "Etn 
wesentlicher Teil des Konsumbedarfs der Pendler wird in der Großstadt gedeckt 
~adur~h werden Gewinn und Umsatz der Hamburger Unternehmen erhöht u~d 
die Wirtschaftskraft Hamburgs gestärkt. Arbeitnehmer, die ihren Wohnsitz tm 
Umland neh~e~, verringern die städte- und wohnungsbauliehen Problerne der 
engen großstadtischen Ballungszentren. Sie entlasten den Wohnunosmarkt und h_~ben dadur~h positive~ Einflu_ß auf die Miet- und Kaufpreisgestaltung. Se,lbst 
fu~ den A~?eits~~k~ bnngen d1e Pendler Nutzen, soweit sie qualifizierte ~aug­
ke.t_t~n ausuben, fur die Hamburger Arbeitnehmer nicht zu finden sind" (Mintster-
prasJdent des Landes Schleswig-Holstein 1985: 53). . 
29 2~07BS I (aus Hamburg): Es gibt auch in Harnburg zu viele Erbsenzähler, dte 
e~ne zu e?ge c_Jewinn-Verlustrechnung anlegen ... ; vgl. auch die Lageana~yse 
emer semwf~z.Ielle~ Hamburger Publikation (Hartwich 1990: 72): Durch thre 
lnnenstadtpohttk - Im wesentlichen Zurichtung auf wirtschaftliche Nutzung -
verdrangen d. G ß ··d ·h ' · . . te ro stä ~e I re Bewohner ins Umland. Das erzeugt einen ctrcu-
lus vttwsus: Wenn Arbeitsplätze geschaffen und Bewohner verdrängt werden, 
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nicht einfach Spielmaterial sind, das nur pro forma verwendet wird und 
die wirklichen Machtpositionen allenfalls verschleiert, sondern daß sie 
Gewicht haben und durchaus auch zur Kritik der eigenen Position ver-
wendet werden. 
Zweitens spielen intangible Kosten- und Ertragsbestandteile nicht die 
dominierende Rolle, die wir erwarten. Zwar gibt es einige Themen, wo 
um den Anfall intangibler Erträge gestritten wird, so etwa Museen, Uni-
versitäten und Theater, hinsichtlich derer man unterschiedliche Vermutun-
gen darüber haben kann, ob sie nur ihrem engeren Standort oder der 
ganzen Region "Attraktivität" verschaffen.3° Jedoch wird das prima facie 
fast uferlose strategische Potential, das mit intangiblen Größen verbunden 
sein kann, ganz offensichtlich nur sehr zurückhaltend genutzt. Vielmehr 
artikulieren die Akteure nur eine begrenzte Zahl von Bewertungsdimen-
entstehen zusätzliche Belastungen durch Verkehr. Das verschärft den Verdrän-
gungsdruck. Die Stadt hat keinen Grund, sich anschließend durch die Pendler 
ausgebeutet zu fühlen. "Unter diesem Aspekt erscheint die stärkere Erschlie-
ßung der Umlandgemeinden durch das Nahverkehrssystem sinnvoll und geboten, 
auch wenn Harnburg damit - vorgeblich - die Abwanderung weiterer Bewohner 
ins Umland selbst finanziert. Es gibt Anlaß zu der Vermutung, daß ein dichteres 
öffentliches Verkehrsnetz zwischen Harnburg und seinen Umlandgemeinden ... 
eher die Wege in die Stadt als aus der Stadt heraus erschließt" (Hartwich 1990: 
95). Vgl. auch Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristinnen und Juri-
sten Harnburg (1990: 20): "Nicht alles kann in und für Harnburg gehalten wer-
den .... Hier gilt es, Regelungen für eine Arbeitsteilung und Funktionsteilung 
zu finden; dabei ist ein fiskalischer Ausgleich zwischen Harnburg und dem 
Umland zu finden. Es muß Gegenstand gemeinsamer Planung unter Gesichts-
punkten qualitativen Wachstums sein, welche für die Gesamtregion wichtigen 
wirtschaftlichen Aktivitäten auch im Umland stattfinden können." Vgl. schließlich 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft (1989: 46f.): "Wirtschaftspo-
litisch ist für die 90er Jahre eine Gewerbeflächenstrategie erforderlich, die neben 
der Aktivierung der Reserven auch die Konsequenzen der Strukturentwicklung 
für Umfang und Qualität des Flächenbedarfs, eine neue Bewertung des Verhält-
nisses von Stadt und Umland sowie preispolitische Aspekte berücksichtigen 
muß". 
30 V gl. 0607 AB3: Harnburg müßte auch ohne die Besucher aus dem Umland das 
bestehende Angebot an kulturellen Eimichtungen aufrechterhalten (mit gleicher 
Tendenz 2808AB 1). Es wird nicht bestritten, daß Nutzung aus dem Umland 
ohne Beteiligung an den nicht durch Gebühren abgedeckte~ Kosten stattfindet. 
Das wird aber nicht einfach ausgenützt, vielmehr lautet d1e Behauptung, daß 
der "Metropolenertrag", um dessentwillen Harnburg ja erst diese Dinge als 
öffentliche Leistung vorhalten muß, Harnburg zugute kommt und daher auch 
von Harnburg getragen werden sollte. 
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sionen, die wechselseitig anerkannt sind. Ausgetauscht werden nicht sub-
jektive Befindlichkeitsbehauptungen, über die man nicht argumentieren 
kann, sondern vielmehr Behauptungen darüber, daß diese oder jene aner-
kannte Dimension positiv oder negativ tangiert sei und warum das so 
sei bzw. warum das nicht so sei. 
Drittens wird das Problem der Gewichtung und Verrechnung von 
heterogenen Bewertungsdimensionen einfach deshalb nicht zum Konflikt-
gegenstand, weil man es schlicht ausklammert. Die Akteure streiten nicht 
darum, was wie zu gewichten ist, sondern sie gehen davon aus, daß die 
Verrechnung unterschiedlicher Bewertungsdimensionen für alle Beteiligten 
ein Problem ist, das sich in Außenbeziehungen kaum lösen läßt.31 Man 
versucht eher dadurch miteinander ins Geschäft zu kommen, daß man 
unterschiedliche Materien miteinander verknüpft, deren Erträge und Ko-
sten die Gegenüberstellung jeweils gleichartiger Bewertungsdimensionen 
erlauben.32 
4 Interpretation 
4.1 Rolle und Charakter der geltenden Normen 
Es ist also sicherlich deskriptiv angemessen, die betrachteten Interaktionen 
al~ Anrechtsspiele und nicht als Aufteilungsspiele zu charakterisieren. 
Hierfür und für die spezielle Geschäftsgrundlage der Spiele dürften die 
folgenden Merkmale der Verhandlungssituation zwischen föderativ ver-
bundenen Gebietskörperschaften ausschlaggebend sein: 
3l ~ gl. 0706B~2; 26006~B l; 0307 AB I; 06007 AB3; 2507BS3. Es geht in all d~ese~ Intervt~ws um dte Schwierigkeit, daß Ausgleichszahlungen für Mülldepo-
nien m Geldemheiten nicht möglich sind. 
3 2 V gl. 0307 AB I: Lösbar sind die Konflikte um Deponiestandorte wenn Gegenlei-
stungen Hamb r· d u ' · d : .. u~gs u~ as mland bewußt gemacht werden, wobei entschetden 
tst, daß ··· an _fmanztelle Lösungen/Beiträge ... nicht gedacht [ist}, eher daran, 
daß HH den Pmneberger Sondermüll abnimmt." Ähnlich 0607AB3: Zwischen 
den Problemen der Abfallwi ·t h f · · K 
. . I ~c a t und der Altlastensamerung lassen steh om-~~~~~~;enE?erstellen, dte dte Ba~is für Kooperation bilden können (ebens?, 
in d i · m~ verwandte_ !hemattk wird unter dem Stichwort "issue linkag~ 
er. nterna~lOnalen Pohttk behandelt. V gl. Scharpf (Kapitel 3); McGinnts 
(1986), Sehemus (1983); Tollison/ Willett (1979). 
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Erstens vertreten die Teilnehmer die öffentlich zu bearbeitenden Inter-
essen ihrer Bürger, soweit diese regional bzw. örtlich zuschreibbar sind -
es handelt sich um gleichermaßen legitime Ziele und um prinzipiell 
gleichartige Ansprüche auf Berücksichtigung. Wir befinden uns in einer 
Konstellation, in der alle Beteiligten - die ja keine natürlichen Personen 
sind - als gleich in vielen sonst problematischen Hinsichten anzusehen 
sind (man muß, weil man es nicht mit natürlichen Personen zu tun hat, 
beispielsweise nicht über naturgegebene Handicaps hinsichtlich Intelligenz 
und Leistungsfähigkeit und deren Ausgleich nachdenken). Die Möglich-
keit von Richtungskonflikten sowohl innerhalb als auch zwischen Juris-
diktionen ändert nichts daran, daß keine Seite für sich selbst Anspruchs-
grundlagen besonderer Dignität behaupten kann. Hier liegt ein Unter-
schied etwa zur Tarifarena, wo beide Seiten ja immer auch die Option 
haben, Ansprüche der anderen Seite als von Haus aus ungerechtfertigt 
zu erklären ("Ausbeutung" einerseits, "Wettbewerbsbeschränkung" anderer-
seits). 
Zweitens sind die Beteiligten Mitglieder eines gemeinsamen politi-
schen Systems - sie befinden sich sozusagen nicht im Naturzustand mit-
einander, wie es sonst für den Verkehr selbständiger politischer Gemein-
wesen eher der Fall ist. Die Situation ist normativ deutlich stärker einge-
bunden als die schon erwähnte Verhandlungssituation "bilaterales Mono-
pol" in der ökonomischen Arena. Nicht nur die Existenz gleichermaßen 
legitimer Anspruchsgrundlagen, sondern ein Recht auf Gleichbehandlung 
ist von Anfang an und ausdrücklich Bestandteil sowohl der Binnenverfas-
sung der Gemeinwesen als auch ihres Verbundes. Das bedeutet nicht, 
daß unterschiedliche Behandlung rechtfertigungsunfähig ist, es bedeutet 
aber, daß sie immer rechtfertigungsbedürftig ist. Man kann auch in einer 
solchen Konstellation versuchen, Sondervorteile für die jeweils eigenen 
Bürger zu erreichen, aber man kann hierauf keinen Anspruch gründen -
dieses Ziel ist nicht rechtfertigungsfähig. Erlegt ein Vertrag zwischen 
Gebietskörperschaften den Teilnehmern unterschiedliche Lasten auf, so 
bleibt der resultierende Zustand so lange prekär, wie er nur mit unter-
schiedlicher Verhandlungsmacht oder unterschiedlicher Raffinesse der 
Unterhändler erklärt werden kann. Erst dann, wenn hinter den Vertei-
lungsunterschieden auch unterschiedliche Anspruchsgrundlagen stehen, 
entspricht der Zustand "dem Geist der Verfassung". 
Drittens wird den Akteuren von der normativen Grundkonstellation 
nicht zugemutet, sich anders als "individualistisch" zu verhalten. "Groß~ü­
gigkeit" mag eine Tugend freier Akteure sein; Agenten dagegen smd 
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ihren Prinzipalen gegenüber rechenschaftspflichtig. Das heißt: ~nders. als 
es unter freien Akteuren möglich ist, wird das Verhandlungskhma mcht 
durch konsequente Interessenverfolgung bela<;tet werden - sie ist viel eher 
wechselseitig akzeptierte Geschäftsgrundlage. Es ist sicherlich in föderati-
ven Systemen institutionell erwünscht, daß Gebietskörperschaften einander 
positiv berücksichtigen, jedoch kann diese Berücksichtigung nicht ~n 
Nutzeninterdependenzen bestehen.33 Nutzeninterdependenzen würden Ja 
vor allem dazu führen, daß die betriebswirtschaftliche Durchsichtigkeit 
politischer Entscheidungen zerstört wird und damit Verantwortlichkeilen 
verwischt werden. Als "kooperativ" in einem institutionell annehmbaren 
Sinne kann am ehesten eine Orientierung angesehen werden, in der die 
Akteure zunächst die oben erwähnte Gleichberechtigung als Restriktion 
ihrer Zielverfolgung respektieren und in diesem Rahmen die Alternativen 
nach den je eigenen Kriterien ordnen. Die wechselseitige Beurteilung der 
interviewten Akteure entspricht diesen Vorgaben durchaus - als unange-
messen, "egoistisch", wird nicht mangelnder Altruismus wahrgenommen, 
sondern der Versuch, sich Sondervorteile zu verschaffen.34 
Die Dominanz des Äquitätsprinzips ist vor diesem Hintergrund ver-
gleichsweise einfach zu erklären - Umverteilung, soweit als notwendig 
oder angemessen erachtet, ist Thema einer eigenen Arena (hier: des Län· 
derfinanzausgleichs) und kann dort umstritten oder unumstritten sein; 
wenn es Ausstrahlungen gibt, dann von der lokalen Kooperation hin zum 
Länderfinanzausgleich: Man verfolgt in der Kooperation keine Umvertei-
lungsziele, sondern fordert eher, daß die Umverteilung (soweit sie im 
Länderfinanzausgleich angezielt wird) die aus der Kooperation erwachsen· 
den Ansprüche berücksichtigen solle. 
33 Allgemeine Form U~i) = .f[x(i), x(j)]; altruistisch istjede positive Nutzeni~ter~e­
pendenz,. darunter die bet Scharpf (Kapitel 3) erwähnte "kooperative" Onentie· ru~g: ~(I)= f[x(i)+x(j)]; mißgünstig ist etwa die ebenda erwähnte "kompetitive" 
Onenlierung: U(i) = f[x(i)-x(j)]. 
34 D~s ei?entliche Orientienmgsproblem dürfte denn auch eher mit Mißtrauen als m~t Mißgunst zusammenhängen: Tatsächliche oder vermeintliche Erfahrungen 
mit yersuchen, de? an~e~en zu übervorteilen, können unter Bedingungen be· 
s.chrankter ~alk~latwnsf~Igkeit zur systematischen Unterschätzung von Koopera· twn~potential fuhren - die bloße Tatsache, daß das Gegenüber sich an einer 
best.Jmmten Angelegenheit interessiert zeigt, kann zum hinreichenden Signal 
dafur ~erde~, daß.es verborgene Fußangeln gibt. Die resultierende Zurückhaltung 
entspnngt mcht emer Präferenz dafür, dem anderen etwas vorzuenthalten, son· 
dern kann besser als risikoaverses Verhalten gedeutet w~rden. 
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4.2 Standards und Situationsbeschreibungen 
Das Innenleben eines Kollektivs, dem von außen Handlungen zugerechnet 
werden, sind Prozesse kollektiver Wahl, also selbst Spiele. Diese Prozesse 
kann man einerseits der Kooperation zwischen Kollektiven als exogene 
Tatbestände gegenüberstellen. 35 In diesem Fall kann man Kollektive als 
"kollektive Akteure" getrost als einen Akteurtypus unter anderen Typen 
führen; sie haben zwar ein spezielles Innenleben, aber nicht unbedingt 
ein speziell kompliziertes- auch Individuen im alltagssprachlichen Sinne 
sind nicht einfach strukturiert. Das Innenleben solcher Akteure ist genau 
so weit interessant, wie es spezifische Verhaltensfolgen hat, die in para-
metrischer Form in das Gesamtbild eingehen. Soweit es jedoch Gründe 
gibt, das Innenleben der Akteure als nicht exogen zu betrachten, muß 
man ein größeres Spiel mit verändertem strategischen Potential beschrei-
ben. Da die beiden Blickwinkel es erlauben, unterschiedliche Tatbestände 
herauszupräparieren, sollen sie getrennt behandelt werden. Zunächst zum 
ersten Aspekt: 
Es gilt allgemein, daß das Verhalten kollektiver Akteure im gerade 
charakterisierten Sinne in gewisser Hinsicht erheblich leichter zu deuten 
ist als das Verhalten von Individuen. Das liegt, sehr kurz zusammenge-
faßt, daran, daß das "Innenleben" solcher Akteure in weit höherem Maße 
äußerer Betrachtung zugänglich ist als das Innenleben von lndividuen.36 
Dies erleichtert nicht nur die sozialwissenschaftliche Analyse, sondern 
vor allem den Verkehr der Akteure miteinander - was für die Betrachtung 
von außen gilt, trifft analog auch für die wechselseitigen Wahrnehmungen 
der Akteure selbst zu. Der in unserem Zusammenhang wichtigste Grund 
für diese Vereinfachung ist leicht erkennbar: Als politisch verfaßte Hand-
lungseinheiten haben unsere Akteure definitionsgemäß keine anderen Ziele 
als die offiziell statuierten. Nur das, was in einem öffentlichen Prozeß 
mit Hilfe legitimer Verfahren festgelegt wurde, ist für ihre Verhandlungs-
35 ln diesem Fall kann man von "connected games", einander (hierarchisch) zuge-
ordneten, jedoch separaten Spielen, sprechen (Scharpf 1990b: 5lf.). . 
36 V gl. Geser (1990). Es ist zwar eine empirische Frage, unter welchen bmnen-
strukturellen Bedingungen kollektive Akteure besonders maximierungsfähig sind, 
insofern kann kaum allgemein gesagt werden, kollektive ~kteu~e seien "ration~­
ler" als individuelle Akteure. Man kann aber sagen, daß Jede mteme Entschei-
dungsprozedur zu einer spezifischen "Verarmung" des "Innenlebens" koll~ktiver 
Akteure führt, und daß diese Verarmung dem Bedarf sparsamer Modellbildung 
entgegenkommt. 
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partner existent. Was nicht förmlich ausgesprochen wurde, ist -~icht vor-
handen. Das gilt für tangible wie für intangible Kosten und Ertrage. Auch 
die jeweiligen Sonderblickwinkel sind nicht "privat", sondern "öffentlic~"· 
Es ist von außen erkennbar, wie sie zustande kommen; grundsätzhch 
kann in der Verhandlung zwischen Gebietskörperschaften vermittelt und 
nochmals diskutiert werden, was zuvor intern diskutiert wurde. Die im 
wesentlichen gleichartige - demokratische - Binnenstruktur sorgt dafür, 
daß die Akteure voneinander wissen können, was sie "meinen", wenn 
sie etwas sagen. Darüber hinaus sind die Akteure funktional gleichartig 
und wissen das auch übereinander: Anders als in der Arbeitsteilung etwa 
zwischen Parlament, Bürokratie und Interessengruppen können sie sicher 
sein, daß die jeweiligen Relevanzkriterien sehr ähnlich sein werden. Zu-
gleich können sie sich auch Meinungsverschiedenheiten recht zuverlässig 
mitteilen (vgl. auch SeheHing 1960: 117). Umgekehrt gilt, daß die vor-
handenen Strukturunterschiede zu ähnlichen Verständigungsproblemen 
führen können, wie sie zwischen idiosynkratischen Individuen bestehe?. 
Es ist nicht überraschend, daß im speziellen hier untersuchten Falle dte 
Strukturunterschiede zwischen Harnburg und den angrenzenden Flächen-
staaten eine Rolle in der Wahrnehmung von Kooperationsproblemen 
spielen.37 Insgesamt sind diese Unterschiede jedoch so gering, daß man 
sicherlich von nahezu perfekten Voraussetzungen dafür sprechen kann, 
daß die Akteure wissen können, was eigentlich gespielt wird. 
Zugleich sorgen die gerade genannten Struktureigenschaften dafür, 
daß Konflikte bestimmte Grenzen nicht überschreiten und daß die Spiel-
räume opportunistischen Verhaltens beschränkt sind. Während ein "freier 
Akteur" beispielsweise Spielräume hat, über die Zeit hinweg kommentar-
los inkonsistent zu sein, besteht hier ein solcher Spielraum nicht. Man 
legt sich ja intern nicht irgendwie fest, sondern in einem Prozeß, der 
nicht nur öffentlich abläuft, sondern als demokratischer Prozeß stark 
37 Aus der Sicht des Umlandes: 2506AB2, 2606AB 1, 0307 AB 1; aus der Sicht 
Schleswig-Holsteins: 0407AB1, 0507AB3; aus der Sicht Hamburgs: 1707ABI, 
l408ABI: 2706AB3, 09?8AB2, dazu die Interviews Dohnanyi, Münch. Vgl. 
auch Clt~tlla 0~90); Frete und Hansestadt Harnburg (1990). Die wichtigsten 
U_~terschtede: Dte Zusammenarbeit zwischen Harnburg und Umland ist nur auf 
Landerebene symmetrisch, ~icht aber auf kommunaler Ebene, da Harnburg keine 
Ko~munen hat. A~derersetts nehmen die Hamburger Bezirke Einfluß auf Ent-schetdu~gen, o?ne J~doch Verantwortung tragen zu müssen. Schließlich hat der 
erste Burgermet~t~r m Harnburg mangels Richtlinienkompetenz eine andere Stel-
lung als der Mimsterpräsident eines Flächenstaates. 
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normativ aufgeladen ist. Selbstbindung, die für freie Akteure immer pre-
kär ist und die ein zentrales theoretisches Problem darstellt (vgl. Güth 
1990), wird hierdurch strukturell unterstützt. Opportunismus nach außen 
kann kostspielig nach innen sein. Explizites Unterlaufen von Vereinbarun-
gen (shirking) und Ausnutzung von gewachsenen Abhängigkeiten in 
Nachfolgesituationen (hold up) sind auch dann nicht ohne weiteres zu 
erwarten, wenn das Gegenüber keine Sanktionsmöglichkeiten hat. 38 Die 
Konflikteingrenzung hat gleichartige Ursachen: Die normativen Konzepte, 
mit deren Hilfe ein kollektiver Akteur zu seinen eigenen Entscheidungen 
gekommen ist, werden nur selten allein regionsbezogen sein; wahrschein-
licher ist es, daß die Kampflinien - politische Lager - anders verlaufen 
und überdies in den verschiedenen Gebietskörperschaften ähnlich verlau-
fen werden. Zu beachten ist, daß dies die anzielbaren Lösungen nicht 
nur dann beeinflußt, wenn in beiden Gebietskörperschaften gleichartige 
Mehrheiten herrschen, obwohl das die Sache vielleicht zusätzlich erleich-
tert: Auch wenn die fremde Mehrheit der eigenen Minderheit verwandt 
ist, gibt es Restriktionen - erstens konnte man sich auch im eigenen 
Bereich normalerweise nicht brachial durchsetzen, sondern hatte zu argu-
mentieren; zweitens gehört zumindest die fremde Minderheit dem eigenen 
Lager an, mit ihr hat man auch in anderen Zusammenhängen noch zu 
tun und ist daher gut beraten, die eigene Position verständlich zu machen 
und nicht nur de facto durchzusetzen. 
Soweit wirken sich die Binneneigenschaften der Akteure und die 
strukturellen Merkmale der Konstellation zwischen ihnen sicherlich ko-
operationsfördernd aus. Das Bild ist damit jedoch noch nicht vollständig. 
Der demokratische Binnenprozeß erzeugt zugleich spezifische Kooperati-
onshemmnisse - zum einen ist er genuin (also zunächst gerade nicht 
strategisch motiviert) unstetig, zum anderen bewirkt er einen spezifischen 
Umgang mit der Innen-Außen-Unterscheidung. 
Zunächst zur Unstetigkeit: Der "Redaktionsschluß", durch den ein 
kollektiver Akteur sich eine Präferenzordnung gibt, ist unter demokrati-
schen Verfassungen immer vorläufig. Das hat nicht nur den einfachen 
38 Die einzige verbleibende Form von Opportunismus ist die implizite Form: "Ver-
geBlichkeit" - wenn der Vollzug kompliziert ist, Zeitpläne offen sind etc., kann 
etwas "iroendwie" auf der Strecke bleiben. Das bedroht vor allem Koppelge-
schäfte ;enn die einzelnen Bestandteile von Paketen unterschiedlich gut defi-
niert si~d· eine unterschiedliche Zeitstruktur allein genügt nicht, da ihre Ausbeu-
tung expiiziter Opportunismus wäre (vgl. auch Benz, Kapitel 5). 
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Grund daß die Präferenzen der Basis sich ändern und daher jederzeit 
neue Mehrheiten entstehen können, sondern es hat auch mit der weniger 
sichtbaren Tatsache zu tun, daß die Abbildung auch stabiler individueller 
politischer Präferenzen in einekollektiv verbindliche Entscheidung immer 
problematisch ist. Die Abbildung der individuellen Präferenzordnungen 
in eine einzige Dimension, die die Kollektiventscheidung darstellt, erfolgt 
immer nur an der Oberfläche; die unterliegende Heterogenität kann jeder-
zeit wieder durchbrechen. Der Schluß der Debatte bedeutet nicht Homo-
genisierung der Dimensionen, unter denen Individuen eine Angelegenheit 
beurteilen, und soll das in demokratischen Systemen auch gar nicht be-
deuten. Was bei physischen Individuen als "Unstetigkeit" gedeutet und 
kritisiert werden kann, ist für demokratische Entscheidungen konstitutiv?
9 
Es gibt also zwei gegenläufige Tendenzen - für jede konkrete Kooperati-
onssituation eine parametrische Reduzierung von Unsicherheit, im Zeitab-
lauf eine- ebenfalls parametrische - Vergrößerung von Unsicherheit. Die 
Chancen, sich in einem bestimmten Augenblick zu einigen, sind gut; 
wann immer jedoch die Kooperation nicht als punktuelle Transaktion 
gedacht und realisiert werden kann, gibt es antizipierbare Unzuverlässig-
keit. 
Die zweite genannte Restriktion der Kooperation, die aus der Innen-
Außen-Differenzierung resultiert, setzt an der Heterogenität möglicher 
Bewertungsdimensionen an, die, wie wir sahen, zur Ausklammerung von 
Materien aus den Verhandlungen führt, sofern nicht mit jeweils gleicher 
Münze bezahlt werden kann: Die Verrechnung von unterschiedlichen 
Dimensionen ist immer schwierig - gleichartige Dinge gegeneinander 
aufzurechnen ist einfacher als ungleichartige. "Intern" bedeutet das für 
ein Kollektiv, "Prioritäten zu setzen"; nach außen, im Verkehr mit einem 
anderen Kollektiv, bedeutet es "Tausch". Ersteres ist das politische Tages-
geschäft und schon schwierig genug,40 nach außen jedoch, kann es Mei-
39 Y_gl. vor allem Immergut (1991). Das ist nicht etwa eine Konsistenzfrage im 
Smne des ~rowsche~ U?möglichkeitstheorems, sondern liegt diesem Problem 
n~ch ~or?u.s. Untersc~~edhche Kontexte aktivieren ganz unterschiedliche Bestanct.· 
t~Ile mdJv~dueller Praferenzordnungen mit ganz unterschiedlichen Folgen fur 
die _koll~kuv verbindliche Entscheidung. Diese Entscheidungen sind dann oben-
dr~m mit Arro_wschen Konsistenzproblemen behaftet. 
40 Dw oh?e ~Welf~! auch intern vorhandenen Verrechnungsprobleme lassen sich 
eh~r mit emem endowment effect" deuten, also der Existenz asymmetrischer Pra~~renzen d~rart, daß man sich etwas um fast keinen Preis abhandeln läßt. 
wofur man kemeswegs auch nur annähernd so viel zu zahlen bereit wäre (vgl. 
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nungen in ganz besonderer Weise ins Spiel bringen - eine Deponie für 
den "eigenen" Müll ist unangenehm genug, aber "fremden" Müll gegen 
Bezahlung anzunehmen, ist obendrein ehrlos. Je stärker die Identifikation 
mit der eigenen politischen Einheit ist, um so deutlicher wird die "Wir-
Sie"-Unterscheidung erlebt und um so schärfer werden diese Restriktionen 
der Kooperation sein. Auch hier sind also zwei gegenläufige Tendenzen 
zu verzeichnen - zwar vergrößert der demokratische Prozeß die Chance, 
daß Probleme nicht lediglich unter lokalen Kriterien gesehen werden; 
andererseits schafft dieser Prozeß Identifikationen, die die Menge der 
Kooperationsmöglichkeiten einschränken. 
Soviel zu dem, was die Binnenstruktur der betrachteten Kollektivak-
teure als exogener Aspekt zur Interpretation beiträgt. Endogenisiert man 
sie, so sind komplexere Spiele als bisher betrachtet zu beschreiben. We-
sentlicher Gesichtspunkt ist hier, daß die internen Eigenschaften der kol-
lektiven Akteure, die bisher als parametrische Größen ins Bild kamen, 
für die jeweiligen Agenten keine parametrischen Größen sind (hierzu 
ausführlich Benz, Kapitel 5). In unserem Zusammenhang genügen einige 
wenige Stichworte: Der interne Entscheidungsprozeß besteht nicht ledig-
lich in passiver Aggregation; diejenigen Akteure, die nach außen als 
Agenten auftreten, nehmen am Willensbildungsprozeß in besonderer Wei-
se aktiv teil. Offener Opportunismus nach außen ist, wie gerade gezeigt, 
unwahrscheinlich. Es ist aber immer möglich, sich opportunistisches 
Verhalten dadurch zu ermöglichen, daß man nach außen getreulich voll-
zieht, was man inne~ gerade herbeigeführt hat. Zum einen können die 
Agenten sich von ihren Prinzipalen den Strategieraum in erwünschter 
Weise beschränken lassen. Zum anderen können die Agenten den internen 
Prozeß jederzeit neu aufrollen - das ist die strategische Ausbeutung der 
konstitutiven Unbeständigkeit demokratisch verfaßter Kollektivakteure. 
Die Härte und manchmal die Sprunghaftigkeit in den Verhandlungen, 
die man sich damit ermöglicht, ist mit geringeren Risiken für das Klima 
behaftet als Härte, die vom Gegenüber als frei gewählt wahrgenommen 
werden muß (vgl. hierzu vor allem Tsebelis 1990: 17) - Agenten können 
sich de facto opportunistisch verhalten, ohne daß dieses Verhalten ihnen 
als intentional opportunistisch zurechenbar ist. 
Es ist möglich, daß dabei eine Grenze überschritten wird, die zu 
einem ganz anderen Spiel führt: Hier verschaffen sich die Agenten die 
Kahneman/ Knetschl Thaler 1990, 1991). Dieser Effekt tritt interjurisdiktioneil 
sicherlich ebenfalls auf. 
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Möglichkeit, andere als die intern "eigentlich" existierenden ~iele verfol-
gen zu können. Es ist auffällig, daß im Zusammenhang mtt dem. Vor-
schlag, Kooperation zu institutionalisieren, eine der ersten Reakt~onen 
der Agenten die Frage nach den Risiken der Aufgabe oder partteilen 
Aufgabe ihrer Autonomie ist. Wenn die "Basis" Gebietskörperschaften 
vor allem als Dienstleistungseinrichtungen ansieht, kann es passieren, daß 
für sie der Netto-Nutzen vorgeschlagener Kooperation positiv ist. nicht 
aber für die Funktionäre, die einen speziellen Ertrag aus der Autonomie 
ziehen. In einem solchen Falle nutzen sie ihre aktive Rolle nicht ledig-
lich, um sich Rückendeckung für hartes Auftreten zu sichern, sondern 
dazu, durch hartes Auftreten zu weitgehende Einbindung in Kooperation 
scheitern zu lassen. 
Wie weit solche strategischen Nutzungsmöglichkeiten reichen, hängt 
stark von der allgemeineren Präferenzkonstellation und - nachgeordnet -
vom Informationsniveau der Basis ab. Wenn an der Basis tiefgreifende 
Cleavages existieren, die mit den Grenzen politischer Einheiten zusam-
menfallen, ist für jedes Informationsniveau die Kooperation schwierig.~~ 
Wenn hingegen solche Cleavages nicht existieren, verringern sich mtt 
steigendem Informationsniveau der Wähler die Möglichkeiten der Agen-
ten, eigene oder fremde Prinzipale zu manipulieren.42 Da im hier unter-
41 Falls hier die Eliten kooperationsbereit sind, erleichtert sogar die Abschottung 
der Arenen voneinander - also die Reduzierung des Informationsniveaus der 
Wähler - die Kooperation. Vgl. Tsebelis (1990). 
42 Auch der "Durchgriff' in fremde Jurisdiktionen also die Ausbeutuna von Inter-ess~ndivergenzen zwischen Agenten und Prinzip~len auf der jeweilige~ Gegense~­
te, Ist Ausbeutung von Informationsunterschieden. Man könnte die Möglichkeit 
derartiger A~ßeneinwirkungen mit dem Argument bestreiten, daß sie bei Wettbe-
werb um Stimmen irrelevant sein werden, weil schon die interne Konkurrenz 
der Kandidate~ dafür sorgt, daß Informationsmängel der Wähler ausgebeutet 
werden. Der Emwand ist jedoch nur dann haltbar wenn man den konkurrieren-
den ~~ndi?aten eine ~xtr~m hohe Zeitdiskontrat; zuschreibt. In jedem anderen 
Fall o1 1~ hmgegen: D~e ett?enen Agenten müssen mit den Folgen ihrer Taten 
leben, dte ~.on auß~n et!lgretfenden Agenten müssen dies nicht; die eingreifen~en 
Agenten konnen .steh Immer so verhalten, als spiele die Zukunft für sie keme 
Rolle - der ~nre.tz, fremde Kurzsichtigkeit auszubeuten, ist also immer höher 
a~s der Anreiz, dte Kurzsichtigkeit der eigenen Basis auszubeuten. Ein Beispiel 
bt~tet der Vorschlag der Stadt München im Jahre 1991, den ÖPNV mit ni~­
dngen Fahrt.kosten und hoher Umlage zu finanzieren - es entsteht Interessendi-
vergenz zwischen den Amtsträgern des Umlandes, die ihre Haushalte nicht 
belasten wollen und den Pendlern, die gerne billig fahren wollen. 
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suchten Fall tiefgreifende Cleavages ganz sicher nicht bestehen und die 
Wähler offensichtlich leidlich informiert sind, überrascht es nicht, daß 
in den Interviews keine Indizien für strategische Ausbeutung der Situation 
und nahezu keine wechselseitigen Unterstellungen solchen Verhaltens zu 
finden sind. 
5 Institutionelle Konsequenzen 
5.1 Zur Institutionalisierung von Kooperation 
Wenn der hier untersuchte Fall typisch für horizontale Politikverflechtung 
ist, dann ist das Spiel um Kooperationsgewinne, das bei horizontaler 
Politikverflechtung stattfindet, typischerweise kein Aufteilungsspiel, son-
dern ein AnrechtsspieL Überlegungen, wie die Kooperation institutionell 
erleichtert werden kann, sollten hiervon und von den konstellationsspezifi-
schen Bedingungen der Anrechtsbegründung ausgehen. Die wichtigsten 
Probleme der Akteure, die wir identifiziert haben, sind: 
J?.ie Festlegung berücksichtigungswürdiger Ungleichheit unter der 
Aquitätsnorm. 
Die Einigung auf Kriterien der Begrenzung der zeitlichen und sachli-
chen Reichweite dieser Norm. 
Die Einigung auf gemeinsame Theorien sekundärer Folgen von Maß-
nahmen oder wenigstens auf die Kriterien, denen solche Theorien 
genügen müssen. 
Die Unterstützung einer allgemeinen Situationswahrnehmung ("Wir-
Gefühl"), die dabei hilft, die Kombination sehr unterschiedlicher 
Beiträge in der Kooperation nicht als (problematischen) Tausch, son-
dern als Lösung eines "gemeinsamen" Problems anzusehen. 
Die Möglichkeit der Bewältigung oder wenigstens Entschärfung dieser 
Probleme hängt von Eigenschaften des Verhandlungssystems ab. Es stel-
len sich die folgenden Fragen: Wieweit lassen sich die Probleme vertrag-
lich, sozusagen auf konstitutioneller Ebene, ein für alle Male lösen? Was 
kann man von einer institutionellen Separation des Verhandlungsprozesses 
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von anderen Entscheidungsarenen erwarten? Welche Rolle kann die Basis 
spielenr3 Der bisherige Befund legt die folgenden Vermutungen nahe. 
"Konstitutionelle" Ebene 
Vertragliche Fixierung von Problemlösungen ist nur für ein einziges 
Konfliktthema möglich - allerdings ist es auch das Problem, das von 
allen Beteiligten als das gravierendste angesehen wird: Reichweite un.d 
Reichweitenbegrenzung von Gerechtigkeitskriterien bei Kooperationserwet-
terungen. Plausibel scheint es hier, Zurechnungsfragen, über die lokal 
gar nicht entschieden werden kann (hier: Lohnsteuerzerlegung) ganz aus 
bilateralen Verhandlungen herauszuhalten. Schwieriger ist es, Grenzzie-
hungen der Berücksichtigung impliziter oder expliziter lokaler Vorleistun-
gen (hier etwa: ÖPNV) in allgemeiner vertraglicher Weise zu etablieren. 
Ein abstraktes Argument, das selbst auf der Prinzipienebene angesiedelt 
ist, kann hier kaum gefunden werden. Hilfreich für Kompromisse könnte 
hierbei allenfalls eine einfache Überlegung sein: Die Ausblendung des 
Status quo bedeutet nicht seine Zementierung. Auch ein nur beschränkt, 
nur auf künftige Kooperation angewandtes Verteilungsprinzip, das beider-
seits als fair angesehen wird, muß aus der Sicht wenigstens der mit dem 
Status quo nicht einverstandenen Partei ein besseres Verteilungsprinzip 
als das des Status quo sein. Es schreibt den Status quo nicht fort, son-
dern verändert die Lage Schritt für Schritt in eine Richtung, die gerade 
für die unzufriedene Partei die erwünschte Richtung ist. 
Separate Verhandlungsarena 
Die institutionelle Verselbständigung der Verhandlungsarena setzt die 
Schaffung eines Entscheidungsgremiums mit etwa folgenden Eigenschaf-
ten voraus: Das Gremium wird nicht nur ad hoc aktiviert, sondern ist 
43 Der oben als ebenfalls für Kooperation wichtig erwähnte institutionelle Aspekt, 
d~s Pro~lem der Strukturanalogie zwischen den Verhandlungspartnern, soll hi~r 
mcht :ve~ter behand~l.t werden: Zwar könnten die Strukturasymmetrien im Prinzip 
konstitutionell beseitigt werden; da aber die Beteiligten die vorhandenen Struktu-
~en <>kaum einzig u~d allein unter dem Aspekt der Erleichterung oder Ersch~e­
Jun" v~n Koope~atwn wahrnehmen und beurteilen werden, bestehen vermutlich 
nur gennge Aussichten, daß die Problemanalyse auch zu praktischen Konsequen-
zen führt. 
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für eine vorab festgelegte Menge von Kooperationsthemen permanent 
zuständig; das Gremium weist personelle Kontinuität auf, wird von den 
beteiligten Gebietskörperschaften nach festen Regeln für feste Zeiträume 
beschickt; das Gremium verfügt über eigene, nach einem vorab bestimm-
ten Beitragsschlüssel fest zugewiesene Mittel.44 Eine eigene Agenda ist 
mit der Wahrung der Autonomie der beteiligten Gebietskörperschaften 
vereinbar, wenn sie bedeutet, daß die Instanz für bestimmte Dinge zustän-
dig ist, die ohne sie nicht entschieden werden können, während die Letzt-
entscheidung bleibt, wo sie zuvor schon war. Der wichtige Aspekt ist, 
daß die Instanz nicht lediglich dann involviert wird, wenn es den betei-
ligten Gebietskörperschaften opportun erscheint, und daß sie nicht bloß 
disparate Einzelmaterien behandelt, sondern die Möglichkeit hat, Pakete 
zu schnüren. Die personelle Kontinuität schafft eine gemeinsame Diskus-
sions- und Konfliktgeschichte, die eine notwendige, wenn auch nicht 
unbedingt hinreichende Bedingung für die Etablierung geteilter "Theorien" 
und Standards ist und die die Bildung eines "Wir-Gefühls" (zunächst 
wenigstens der Agenten) unterstützt. Ein gemeinsamer Fonds ist einerseits 
eine Entlastung bei der Bildung von Standards, andererseits begrenzt er 
die Möglichkeiten zu opportunistischem Verhalten. Für die Standards gilt: 
Wenn es einen gemeinsamen Topf gibt, muß man sich nicht immer wie-
der an Problemen der Operationalisierung wund reiben. Es ist erträglicher, 
daß etwa unterschiedliche Deckungsbeiträge erwirtschaftet werden, wenn 
einerseits niemand unmittelbar zuzahlen muß und andererseits sich nie-
mand unmittelbar bereichert.45 Zur Begrenzung opportunistischen Verhal-
tens ist ein gemeinsamer Fonds in verschiedenen Hinsichten ein geeigne-
tes Instrument: Vertragliche Verpflichtung zu dauerhafter Zahlung ist 
Selbstbindung; falls die Vergabe von Mitteln aus dem Förderfonds nur 
dann erfolgt, wenn eine bestimmte Kriterienliste abgearbeitet und das 
Resultat förmlich zu Protokoll gegeben wurde, schrumpfen die Möglich-
keiten, Inkonsistenz oder Instabilität strategisch einzusetzen. 
44 Vgl. die Einzelheiten des Vorschlages von Scharpf/ Benz (1991) zur Schaffung 
eines "Regionalverbandes Unterelbe". 
45 Man kann das noch über die Konstitution der Zusammenarbeit hinaus auf die 
Inhalte der Entscheidungen erweitern: Maßnahmen, die sich in gewisser Weise 
selbst tragen, sind weniger konfliktträchtig als solche, die dauernder Intervention 
bedürfen. Aus diesem Grunde spielen vermutlich Privatisierungs- oder Teilpriva-
tisierungsüberlegungen für die Beteiligten eine gewisse Rolle: Fi.ir alle~, was 
privatisiert werden kann bzw. hinsichtlich jedes privatisierbaren Aspekts, tst der 
Verteilungskonflikt zwischen Jurisdiktionen neutralisiert. 
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Einbindung der Basis 
Die Einbindung der Basis widerspricht nicht der institutionellen Eigen-
ständigkeit des Kooperationsprozesses, von der gerade die Re?e ~ar. 
Es geht hier nicht mehr darum, ob Kooperationsverhandlungen m emer 
eigenen Arena stattfinden, sondern vielmehr darum, daß solche Verhand-
lungen möglichst öffentlich stattfinden sollten. Es mag im allg~meine~ 
durchaus offen sein, ob die "Politisierung" der Verhandlungen, d1e dam1t 
verbunden ist, eher eine Belastung oder eher eine Chance ist. Zumindest 
in Konstellationen wie der hier untersuchten überwiegen jedoch eindeutig 
die Chancen: Oben ist bereits festgehalten worden, daß tiefgreifende 
Cleavages regionaler Art nicht existieren - eine Stadt-Umland-Konstella-
tion, noch dazu mit hoher Verflechtung, ist etwas anderes als der Kon-
flikt zwischen Katholiken und Protestanten in Irland oder der zwischen 
Flamen und Wallonen. Die Situationswahrnehmung der Wähler ist zu-
nächst einigermaßen offen und wird in hohem Maße durch die Präsentati-
on der Protagonisten bestimmt. Es ist nicht ausgemacht, daß diejenigen 
politischen Unternehmer die erfolgreicheren im Wettbewerb um Stimmen 
sein werden, die Konflikte dramatisieren und an den Durchsetzungswillen 
der Wähler appellieren. Die Chancen einer solchen Präsentation werden 
wohl um so höher sein, je uninformierter die Wähler sind, je stärker also 
die Binnenspiele von den Außenspielen separiert sind. Im anderen Falle 
bestehen umgekehrt Chancen, daß "meinungsorientierte" Argumente ge-
hört werden. Zwar besteht immer die Gefahr, daß Konflikte, die als 
Meinungskonflikte deklariert sind, unversöhnlicher ausgetragen werden 
als Konflikte, die als Interessenkonflikte deklariert sind. Jedoch ist es -
wenigstens im untersuchten Fall - eher unwahrscheinlich, daß Meinungs-
konflikte entlang regionaler Trennlinien verlaufen. Wenn das richtig ist, 
dann sollte möglichst öffentlich verhandelt werden und möglichst unter 
Einschluß derer, die anschließend zu ratifizieren haben (also Delegation 
aus den "Parlamenten", nicht oder nicht nur aus den "Verwaltungen"; 
es mag zwar sein, daß Spezialistenbruderschaften sich schnell einigen 
können, aber das ist noch nicht lmplementation).46 Darüber hinaus 
sollten möglichst offene Anhörungsprozeduren installiert werden. 
46 At~s diesem G~unde kann auch die Einigung auf unabhängige Schied-;instanzen 
ke~ne Alternative, sondern allenfalls eine Ergänzung sein: Solche lnstanu:n 
mußte~, um auf Dauer annehmbar zu sein, die gleichen Probleme lösen, d1e 
auch em Verhandlungssystem lösen muß. Vgl. hierzu Barry (1989: 9ff.). 
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Man kann nun folgendes Fazit ziehen: Das Spiel um die Aufteilung 
von Kooperationsgewinnen ist dann, wenn es als Anrechtsspiel gespielt 
wird, keineswegs ein Morast strategischer Winkelzüge, der Kooperation 
zum unwahrscheinlichen und immer kostspieligen Vorgang macht. An-
rechtsspiele sind überdies institutioneller Unterstützung zugänglicher als 
Aufteilungsspiele. Andererseits kann nicht geleugnet werden, daß die 
Wirksamkeit der hier skizzierten institutionellen Vorkehrungen nur mit 
Vorsicht und wohl auch nur unter Verwendung etlicher noch gar expli-
zierter ceteris-paribus-Klauseln behauptet werden kann. Wir kommen 
somit auf die Anfangsfrage zurück: Sind Gründe aufgetaucht, die ein-
gangs formulierte Vermutung zu modifizieren oder bleibt es dabei, daß 
horizontale Politikverflechtung, selbst wenn institutionell bestens unter-
stützt, doch immer nur eine zweitbeste Lösung gegenüber hierarchischer 
Integration ist? 
5.2 Föderative Verflechtung und hierarchische Integration 
Sieht man einmal von Gesichtspunkten der Gewaltenteilung ab, so kann 
die föderalistische Kompetenzverteilung interpretiert werden als der Ver-
such, Kollektivgüter, deren Konsumentenkreis kleiner als das Gesamtkol-
lektiv ist, von den jeweils gerade angemessen dimensionierten Teilkollek-
tiven bereitstellen zu lassen. Bei strenger Anwendung dieser Logik wäre 
das Gesamtkollektiv in zahlreiche Ebenen zu zerlegen, von denen jede 
die flir sie typischen Kollektivgüter bereitstellt. Jedes grenzüberschreitende 
Problem wäre ein Problem mindestens der nächsthöheren Ebene, oder 
anders ausgedrückt: grenzüberschreitender Koordinations- und Kooperati-
onsbedarf bestünde nicht. Politikverflechtung müßte als Indiz für verfehlte 
Problemzuweisung interpretiert werden- warum sollte man sich die Mühe 
machen, nach institutionellen Arrangements zu suchen, die Kooperation 
ermöglichen oder erleichtern, warum sollte man nicht statt dessen die 
problematischen Materien in passend definierte Zuständigkeiten geben? 
Hält man eine solche Sicht zwar für die grundsätzlich angemessene 
leitende Vorstellung, jedoch für institutionell nicht perfekt umsetzbar, so 
wird man mit einer begrenzten Ebenenzahl Vorlieb nehmen, die zur 
Folge hat, daß zahlreiche Entscheidungsmaterien "zwischen die Ebenen" 
geraten - für die jeweils untere Ebene sind sie etwas zu groß, für die 
nächsthöhere sind sie etwas zu klein. In einer solchen Lage erscheint die 
Verflechtung nicht mehr prima facie als Fehlentwicklung, sondern als 
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eine von zwei nicht ganz perfekten Lösungen: Man kann entweder di.e 
Materie "unten" lassen und sie als grenzüberschreitendes Problem m1t 
grenzüberschreitendem Kooperationspotential definieren oder sie nach 
"oben" verlagern und dort als ein Problem definieren, das eben nur 
einen Teil der Bürger berührt; in Prozeßtermini ausgedrückt: Man ~ann 
Verhandlungen oder Zentralisierung wählen. Nach wie vor erschemen 
Verhandlungen jedoch als die problematischere Alternative: Ideale Ver-
handlungssysteme sind zwar unter Effizienzgesichtspunkten nicht schlech-
ter als ideale Zentralisierung zu beurteilen; restringierte Verhandlungssy-
steme jedoch, in denen Ausgleichszahlungen nicht oder nur eingeschränkt 
möglich sind, schneiden schlechter ab als zentralisierte Systeme, die auf 
Ausgleichszahlungen nicht angewiesen sind (vgl. Scharpf, Kapitel 3). 
Sind also Verhandlungssysteme nur eine Notlösung, falls die an sich 
vorzuziehende Zentralisierung aus anderen Gründen nicht realisierbar 
ist? 
Es ist nicht schwierig, zu erkennen, was auch die weniger tendenzi-
öse Problemformulierung noch ausblendet: Der jeweilige "interne" Aggre-
gationsprozeß kollektiver Akteure wird - mit welchen Eigenschaften 
auch immer - vorausgesetzt. Für hierarchisch integrierte Systeme wird 
die Aggregation als bereits abgeschlossen und in einer homogenen Be-
wertungsskala konsolidiert unterstellt; sie haben dann überhaupt kein 
Optimierungsproblem mehr, sondern nur noch hier nicht relevante Voll-
zugsprobleme. Verhandlungssysteme werden demgegenüber dadurch cha-
rakterisiert, daß nach der ebenfalls als abgeschlossen unterstellten, je 
internen Willensbildung noch ein sekundärer Aggregationsprozeß ansteht, 
der unter anderem mit den gerade erörterten Schwierigkeiten behaftet 
ist. Blendet man hingegen die "Primäraggregation" nicht aus, so hat man 
eine andere Fragestellung: Man vergleicht einen Prozeß einstufiger Aggre-
~ation (das zentralisierte System) mit einem Prozeß zweistufiger Aggrega-
tiOn (Verhandlungen zwischen politischen Einheiten), in dem zwei ganz 
verschiedene Probleme kollektiver Aktion, sei es simultan, sei es nachein-
and~r, bearb~itet werden, nämlich einerseits die jeweilig "internen" Kol-
lekttventschetdungsprobleme, für die die Präferenzen von Individuen 
maß~eblich sind, und andererseit~ die "intetjurisdiktionellen" Kollektivent-
s~hetdungsprobleme, für die die politisch zustande gekommenen "Kollek-
tlvpräfer~nzen" d~r beteiligten Jurisdiktionen maßgeblich sind. Auf den 
ersten Bhck schemt es so, als sei die Lage für Verhandlungssysteme nun 
erst recht hoffnungslos - warum sollte ein derart kompliziertes Verfahren, 
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das im zweiten Schritt nur noch problematische Kunstprodukte verarbei-
tet, überhaupt ernsthafter Untersuchung wert sein? 
Das Gegenargument liegt auf der Hand: Wenn es hier um problemati-
sche Kunstprodukte geht, dann gilt das ja wohl auch für die Produkte 
direkter Aggregation, die das zentralisierte System realisiert. Will man 
also nicht vorschnelle Urteile abgeben, muß man die jeweils ablaufenden 
Aggregationsprozesse näher betrachten. Kollektive Aktion ist immer pro-
blematisch, worin die Probleme jedoch bestehen, hängt von Kontexteigen-
schaften ab. Zwei Grenzfälle sollen unterschieden werden: Einerseits 
wechselseitige Sichtbarkeit der Akteure und Permanenz ihrer Beziehun-
gen, andererseits Anonymität der Akteure füreinander (in diesem Falle 
ist es unerheblich, ob die Beziehungen auf Dauer gestellt sind oder 
nicht). In beiden Fällen sei die Konfiguration der Präferenzen so, daß 
die allgemeine Kooperation von allen Akteuren der allgemeinen Nichtko-
operation vorgezogen wird, daß jedoch die individuelle Nichtkooperation 
bei Kooperation aller anderen Akteure als allerbester Zustand erscheint: 
Kollektive Aktion ist erwünscht, jedoch sollten "die anderen" die Kosten 
tragen. Die Konfiguration der Präferenzen entspricht der des Gefangenen-
dilemmas. Welche Spiele werden in den beiden gerade unterschiedenen 
Konstellationen gespielt? 
Im ersten Fall, bei Nichtanonymität und Kontinuität, liegt trotz der 
beschriebenen Präferenzenkonfiguration kein Gefangenendilemma vor -
das Gefangenendilemma ist als nichtkooperatives Spiel definiert, während 
hier Kommunikation und verbindliche Absprachen möglich sind. Die 
Aufnahme von Verhandlungen, der Übergang zu abgestimmter Aktion, 
ist ein "Ebenenwechsel", zu dem die Akteure Anreiz haben und den sie 
unmittelbar vollziehen können, der keine eigenen, externen, Institutionen 
benötigt (vgl. Ostrom 1989). Zurechnungsprobleme kommen hier explizit 
auf den Tisch und werden mehr oder weniger gut gelöst. Alles, was in 
den beiden vorangegangenen Abschnitten gesagt wurde, ist hier anwend-
bar. Was im einzelnen möglich oder zu erwarten ist, hängt von den 
weiteren Eigenschaften der Konstellation ab. 
Im zweiten Fall jedoch, bei Anonymität, sind alle Merkmale des 
Gefangenendilemmas erfüllt - Kooperationspotential ist zwar existent, aber 
nicht unmittelbar realisierbar. Bleibt es dabei, resultiert eine stabile, aber 
nicht effiziente Lösung. Der Ausweg besteht hier in der Schaffung eige-
ner Institutionen kollektiver Wahl, also im Übergang zu "politischer" 
Entscheidung. Es handelt sich hierbei um Institutionen, die verbin?li~he 
Entscheidungen produzieren, und zwar in der Regel um solche Instttut10-
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nen die Veto-Positionen einzelner Akteure nicht vorsehen. Am weitesten geh~ hier diejenige Entscheidungsprozedur, die zugleich die ü~liche ist, 
die einfache MehrheitsregeL Sie beseitigt das individuelle Potential, ande-
re Akteure durch geschicktes Spiel auszubeuten, vollständig und liefert 
zugleich alle Individuen an alle anderen Individuen aus. Es ist der Ver-
zicht auf die Anwendung von Zurechnungsregeln, die die Beiträg~. und 
Erträge in individuell gleiche Proportionen bringen, der hier den Uber-
gang zu kollektiver Aktion ermöglicht. Normalerweise wird es zwar 
Restriktionen der Reichweite solcher Prozeduren in Form von Eigentums-
rechten etc. geben, die einigermaßen sichern sollen, daß da.c;; Resultat im 
pareto-superioren Bereich liegt, die also das Risiko genuiner Umvertei-
lung mittels Kollektivgüterproduktion reduzieren. Dennoch impliziert eine 
solche Verfassung, daß man erhebliche Unterschiede der Verteilung des 
Kooperationsgewinns in Kauf nimmt. 
Wendet man diese Unterscheidung auf das hier betrachtete Problem 
an, so kann man folgendes sagen: Hierarchische Integration organisiert 
die Produktion öffentlicher Güter voll und ganz im Stile des zweiten 
Falles; die Kosten der Entscheidungsfindung sind begrenzt, jedoch weist 
die Lösung hinsichtlich der Äquitätsnorm große Probleme auf. Verflochte-
ner Föderalismus hingegen kombiniert die beiden Entscheidungsmodi 
sequentiell, mit folgenden Eigenschaften: 
Der erste Schritt erfolgt ebenfalls "politisch", ist allerdings mit gerin-
geren Verteilungsproblemen behaftet als hierarchische Integration. Hierfür 
spricht zum einen, daß in kleineren politischen Einheiten der Prozeß 
insgesamt durchsichtiger ist, so daß mehr Möglichkeiten bestehen, indivi-
duelle Präferenzintensitäten zu berücksichtigen. Zum anderen spricht 
dafür die Mobilität, die in föderativen Systemen besteht: Neben der bis-
her allein betrachteten Option "voice" gibt es eine nicht zu kostspielige 
Option "exit" (vgl. Hirschman 1974), so daß die insgesamt vorhandene 
Heterogenität sich nicht mehr nur innerhalb des Gesamtkollektivs, sondern 
in gewissem Maße in der Heterogenität der Teilkollektive abbilden kann 
(vgl. Tiebout 1956; Buchanan 1965)- die summarische Entc;;cheidungspro-
zedur schlägt nicht ganz so Ungleiches über einen Leisten wie im ersten 
FalL 
Der zweite Schritt dagegen, die Bearbeitung verbleibender Externalitä-
ten, ka.nn n~ch dem Modus "freiwillige Kooperation" erfolgen - die Ak-
teure smd mcht mehr anonym füreinander, und sie haben als Kollektivak-
teure ein anderes Innenleben als die Akteure des ersten Schritts. Das 
Problem kann als Verhandlungsproblem gestellt werden. Und zwar, wie 
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gezeigt, als ein Verhandlungsproblem mit Eigenschaften, die durchaus 
vergleichsweise kooperationsgünstig sind. Anrechtsspiele sind institutionel-
ler Unterstützung zugänglicher als pure Aufteilungsspiele. 
Man kann aus alledem sicherlich nicht folgern, daß also in glattem 
Gegensatz zum ersten Eindruck föderalistische Dezentralisierung plus 
horizontale Verflechtung die beste aller Lösungen des Problems kollekti-
ver Aktion ist.47 Man kann aber durchaus folgern, daß nicht die Verflech-
tung als solche problematisch und die Zentralisierung als solche unproble-
matisch ist, sondern daß beide unterschiedliche Stärken und Schwächen 
haben. Das institutionelle Problem sollte also nicht allgemein als ein 
Problem der Minimierung des Verhandlungsbedarfs formuliert werden. 
6 Schlußbemerkungen 
Der Blickwinkel, unter dem man im Rahmen eines Rational-Choice-An-
satzes Kollektiventscheidungen vornehmlich betrachtet, ist der Aggregati-
onsaspekt Als gegeben gelten - wie auch immer geartete und wie auch 
immer zustande gekommene - individuelle Präferenzen, positiv untersucht 
werden die Wege ihrer Abbildung in kollektiv verbindliche Entscheidun-
gen, normativ gesucht sind Abbildungsformen mit zuvor festgesetzten 
erwünschten Eigenschaften. Da die Spieltheorie nichts anderes ist als die 
Anwendung des Rational-Choice-Ansatzes auf interdependente Entschei-
dungen, findet man auch hier eine Konzentration der Bemühungen auf 
die Identifikation von "Lösungen" und ihren Eigenschaften, immer bei 
gegebenen Präferenzen (bzw. Payoff-Matrizen). Seltener gestellt und fast 
niemals systematisch behandelt werden Fragen nach der Verfertigung von 
Präferenzen (bzw. Payoff-Matrizen) in Prozessen. Zwar schließt der An-
satz solche Themen nicht aus, jedoch sind sie einer präzisen Formulie-
rung viel unzugänglicher als der normalerweise untersuchte Gegenstand. 
47 Insbesondere dann, wenn es um Verteilungsfragen geht, spricht alles gegen 
föderative Lösungen. Das liegt daran, daß es .starke Anreize z~1 per~erse~ Wett-
bewerb der Jurisdiktionen gibt: Es besteht Immer der Anreiz, die genngeren 
Exit-Kosten dazu zu benutzen, die Fußkranken zur Abwanderung zu bringen. 
Auch das erhöht die Homogenität der Teilkollektive, aber auf eine Weise, die 
ihre Föderation untergräbt. Für einen expliziten Vorschlag, Probleme durch 
Verdrängung zu lösen, vgl. Forrester (1969). 
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Die Beschränkung der Problemstellungen auf das, was sich mit letzter 
Schärfe formulieren läßt, ist nachvollziehbar, hat aber ihre Risiken - die 
Möglichkeit der Theoriebildung selbst erscheint schließlich als identisch 
mit dem Problem, Gleichgewichtspunkte oder Gleichgewichtspfade gege-
bener Spiele zu identifizieren. Politik wird damit vor allem als ein "passi-
ver" Prozeß wahrnehmbar, dessen Unwägbarkeilen zunächst nur darauf 
zurückgeführt werden können, daß strategische Spiele nicht immer wohl-
definierte Lösungen haben. Daß ein solcher Blickwinkel nicht immer 
der fruchtbarste ist, daß man Theoriebildung oftmals aussichtsreicher als 
Analyse der aktiven, nichtdeterministischen Herstellung von Konsens über 
Payoff-Matrizen mit möglicherweise durchaus wohldefinierten Lösungen 
treiben kann (vgl. auch Roth 1991: 112), sollten die vorangegangenen 
Überlegungen plausibel gemacht haben. 
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